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Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 152/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 10 
  
Betreff: 
 
Plakatwände für Vereine zur Verfügung stellen 
Antrag SPD-Fraktion   
 
 


 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 


Der Gemeindevorstand wird beauftragt, in Absprache mit dem Vereinsring Plakat-wände an gut 
frequentierten Orten in der Gemeinde aufzustellen. 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Beschluss: 


Mit ....... Ja-Stimmen gegen ....... Nein-Stimmen bei ....... Enthaltungen wird wie vorgeschlagen 
beschlossen / wird wie folgt beschlossen: 


Weitergegeben an:                            Datum: 


erledigt am:      Veranlasser: 








 


SPD-Fraktion Hammersbach  Fon 06185 - 1244    www.spd-hammersbach.de 


An der Schafwiese 8  mobil 0163 - 7014064 


63546 Hammersbach  wilhelm.dietzel@spd-hammersbach.de 


Musterstadt 


 


 


 


 


SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS 


FRAKTION IN DER GEMEINDEVERTRETUNG       
 


 


 


 


 


 


17.11.2023 


 


Sehr geehrte Frau Dietzel, 


die SPD-Fraktion bittet Sie, den folgenden Antrag zur Beratung und Beschlussfassung 


weiterzuleiten: 


 


Antrag: Plakatwände für Vereine zur Verfügung stellen 


Der Gemeindevorstand wird beauftragt, in Absprache mit dem Vereinsring Plakat-


wände an gut frequentierten Orten in der Gemeinde aufzustellen. 


 


Begründung: 


Die Hammersbacher Vereine müssen bisher gegen Gebühren ihre Veranstaltungen auf 


Plakatständern bewerben. Alternativ können sie noch auf Gestattungen in Geschäften 


des Einzelhandels hoffen. 


Die Möglichkeit, Plakatwände an zentralen Orten kostenfrei zu nutzen, wäre eine gute 


Unterstützung für die Veranstaltungswerbung unserer Vereine. Darüber hinaus könnte 


dem Wildwuchs im Straßenraum entgegengewirkt werden. 


 


Mit freundlichen Grüßen  


 


Wilhelm Dietzel 


Fraktionsvorsitzender 


An die 
Vorsitzende 
der Gemeindevertretung Hammersbach 
Frau Ursula Dietzel 
- Rathaus - 
63546 Hammersbach 


 








Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 144/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 2 
  
Betreff: 
 
Beschluss über einen Vergleich zwischen der Gemeinde Hammersbach, dem Zweckverband 
Interkommunales Gewerbegebiet LIMES, der Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH und der Dietz 
Logistik 41. Grundbesitz GmbH im Normenkontrollverfahren  
Antrag Bürgermeister Michael Göllner  
 


 


Beschlussvorschlag: 


Dem vorliegenden Vergleich zwischen der Gemeinde Hammersbach, dem Zweckverband 
Interkommunales Gewerbegebiet Limes und der Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH sowie der Dietz 
Logistik 41. Grundbesitz GmbH wird zugestimmt. 


 


Begründung: 


Im Normenkontrollverfahren zwischen der Gemeinde Hammersbach und dem Zweckverband 
Interkommunales Gewerbegebiet Limes wurde nach intensiven Gesprächen ein Vergleichsentwurf 
erarbeitet. Dieser soll in Verbindung mit einem städtebaulichen Vertrag zwischen dem Zweckverband 
und der Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH als Grundlage für einen nachzuholenden einstimmigen 
Beschluss in der Zweckverbandsversammlung zur Gebietserweiterung dienen. Damit werden die 
juristischen Verfahren zwischen der Gemeinde Hammersbach, dem Zweckverband Interkommunales 
Gewerbegebiert Limes und auch dem Main-Kinzig-Kreis in Sachen Baugenehmigung beendet. Die 
Gebietsentwicklung kann somit weiter vorangetrieben werden und bereits angesiedelten Firmen 
sowie zukünftigen Interessenten kann Rechtssicherheit geboten werden.  


 








 
 
 
 


Michael Göllner 
Bürgermeister 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 
 
 


Antrag Bürgermeister Michael Göllner  
 
 
Sehr geehrte Frau Dietzel, 
 
ich bitte Sie, den folgenden Antrag zur Beratung und Beschlussfassung zur nächsten Sitzung der 
Gemeindevertretung weiterzuleiten:  
 
Beschluss über einen Vergleich zwischen der Gemeinde Hammersbach, dem Zweckverband 
Interkommunales Gewerbegebiet LIMES, der Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH und der Dietz 
Logistik 41. Grundbesitz GmbH im Normenkontrollverfahren  
 
Beschlussvorschlag: 
Dem vorliegenden Vergleich zwischen der Gemeinde Hammersbach, dem Zweckverband 
Interkommunales Gewerbegebiet Limes und der Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH sowie der Dietz 
Logistik 41. Grundbesitz GmbH wird zugestimmt. 
 
Begründung: 
Im Normenkontrollverfahren zwischen der Gemeinde Hammersbach und dem Zweckverband 
Interkommunales Gewerbegebiet Limes wurde nach intensiven Gesprächen ein Vergleichsentwurf 
erarbeitet. Dieser soll in Verbindung mit einem städtebaulichen Vertrag zwischen dem Zweckverband 
und der Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH als Grundlage für einen nachzuholenden einstimmigen 
Beschluss in der Zweckverbandsversammlung zur Gebietserweiterung dienen. Damit werden die 
juristischen Verfahren zwischen der Gemeinde Hammersbach, dem Zweckverband Interkommunales 
Gewerbegebiert Limes und auch dem Main-Kinzig-Kreis in Sachen Baugenehmigung beendet. Die 
Gebietsentwicklung kann somit weiter vorangetrieben werden und bereits angesiedelten Firmen 
sowie zukünftigen Interessenten kann Rechtssicherheit geboten werden.  


 
Mit freundlichen Grüßen 


 
 
 
 


Michael Göllner 
Bürgermeister 


 


Bürgermeister Michael Göllner – Köbler Weg 44 – 63546 Hammersbach 


 


An die  
Vorsitzende 
Der Gemeindevertretung Hammersbach 
Frau Ursula Dietzel 
-Rathaus- 
63546 Hammersbach  
 
 


4. Dezember 2023 
 
E-Mail:      M.Goellner@Hammersbach.de 
Website:      www.hammersbach.de 
Telefon:      06185/18000 
Durchwahl:     06185/180021 
Fax:      06185/180044 
 
Hausanschrift: 
Köbler Weg 44, 63546 Hammersbach 
 
29.11.2023 
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Städtebaulicher Vertrag 
 


 


 


1.)  


Der Zweckverband Interkommunale Gewerbegebiet Limes, vertr. d. Herrn Bürgermeister 
Michael Franklin Göllner und Herrn Bürgermeister Adolf Eduard Ludwig, Köbler Weg 44, 
63546 Hammersbach 


– nachfolgend: „Zweckverband“ – 


und 


 


2.) 


die Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH, vertr. d. Herrn Dr. Hafez Balaei als 
einzelvertretungsberechtigter und von § 181 BGB befreiter Geschäftsführer, Darmstädter 
Straße 246, 64625 Bensheim (AG Darmstadt HRB 95981)  


 - nachfolgend: „Investor“ - 


 


schließen den folgenden städtebaulichen Vertrag gem. § 11 Abs. 1 Nrn. 1, 3 BauGB: 
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VORBEMERKUNGEN 


Der Zweckverband beabsichtigt die erneute Aufstellung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet 
Limes - Erweiterung West“ im ergänzenden Verfahren gem. § 214 Abs. 4 BauGB. Die von 
dieser Planung betroffenen Grundstücke sind in dem als Anlage 1 beigefügten Lageplan 
gekennzeichnet. 


Anlass ist die vom Hessischen VGH angenommene Unwirksamkeit des Bebauungsplans 
„Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“, den der Zweckverband in seiner umstrittenen 
Zuständigkeit als Planungsverband im Sinne von § 205 BauGB aufgestellt hatte 
(insbesondere Hess. VGH, Beschluss vom 22.09.2022 – 3 B 927/22.N –). Durch das 
ergänzende Verfahren sollen die vom VGH festgestellten Fehler bei der Erweiterung des 
Verbandsgebietes und der Beteiligung der Verbandsgemeinde Hammersbach geheilt werden. 


Ausgehend von der Unwirksamkeit des bisherigen Bebauungsplans handelt es sich bei dem 
Vertragsgebiet aktuell um Außenbereich. Der Investor ist zur planungsrechtlichen 
Absicherung der bereits errichteten Gebäude und zukünftiger Entwicklungen daher auf einen 
entsprechenden Bebauungsplan angewiesen. Vor diesem Hintergrund ist der Investor bereit, 
die weiteren Kosten für das ergänzende Verfahren zu übernehmen und sich zur 
Durchführung zusätzlicher ökologischer und gestalterischer Maßnahmen zu verpflichten. Das 
aktuell noch unbebaute Grundstück (Gemarkung Langen-Berkheim, Flur 3, Flurstück 32/6) 
soll ferner nur im vertraglich festgelegten Umfang bebaut werden. 


Dieser städtebauliche Vertrag ist Bestandteil eines Vergleichs vor dem VGH, der parallel 
zwischen den Vertragsparteien und zusätzlich der Gemeinde Hammersbach sowie der Dietz 
Logistik 41. Grundbesitz GmbH geschlossen wurde, um die rechtlichen 
Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit der Gebietserweiterung West des 
interkommunalen Gewerbegebietes zu befrieden. 


Vor diesem Hintergrund treffen die Parteien die nachfolgenden Vereinbarungen: 


 


§ 1 Vertragszweck / Vertragsgegenstand 


(1) Das Vertragsgebiet umfasst die in der Anlage 1 gekennzeichneten Flächen. Hierbei 
handelt es sich um folgende Grundstücke:  


Aus der Gemarkung Langenbergheim, Flur 3, Flurstücke 33/16, 32/1, 32/6, 132/2, 
32/5, 32/4, 32/3, 32/2, 120/5 (teilw.), 166/5 und 275/3.  


(2) Die Eigentumsverhältnisse im Vertragsgebiet stellen sich wie folgt dar: 


a)  Der Investor ist Eigentümer bzw. hat ein durch Auflassungsvormerkung gesichertes 
Anwartschaftsrecht bezüglich folgender Grundstücke im Vertragsgebiet: 


Gemarkung Langenbergheim, Flur 3, Flurstücke 32/1 und 32/6 


b)  Der Zweckverband ist Eigentümer der folgenden Grundstücke im Vertragsgebiet: 
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Gemarkung Langenbergheim, Flur 3, 32/5, 32/3, 32/2,  


c) Herr Hans Werner Kraft ist bzw. wird Eigentümer der folgenden Grundstücke: 


Gemarkung Langenbergheim, Flur 3, 26/1 (aktuell) 
Gemarkung Langenbergheim, Flur 3, 32/4 (zukünftig) 


Der Eigentumswechsel hängt noch vom vollständigen Inkrafttreten des 
Umlegungsplans ab. 


(3) Der Investor hat ein besonderes Interesse an der erneuten Inkraftsetzung des 
Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ (Anlage 2). Er beabsichtigt, 
auf den oben genannten Grundstücken die bereits genehmigten und errichteten drei 
Segmente der 3. Logistikhalle zu betreiben sowie einen weiteren, mit dem Zweckverband 
abgestimmten Gewerbebau („Neubau“, vgl. § 7) zu errichten. Für die Aufnahme des Betriebs 
der bereits vorhandenen Hallen durch den Mieter sind noch Ausbau- und ggf. 
Änderungsgenehmigungen erforderlich. Die Verwirklichung dieser Vorhaben ist nach der 
aktuellen bauplanungsrechtlichen Situation unzulässig. Sie können deshalb nur umgesetzt 
werden, wenn die der Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes entgegenstehenden 
Hindernisse beseitigt und ein ergänzendes Verfahren nach § 214 Abs. 4 BauGB durchgeführt 
wird. Der Investor ist daher bereit, die nachfolgend festgelegten Maßnahmen dieses 
Vertrages auf eigene Kosten durchzuführen. 


(4) Der Zweckverband beabsichtigt für das Vertragsgebiet den Bebauungsplan 
„Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ im ergänzenden Verfahren gemäß § 214 Abs. 4 
BauGB erneut zu beschließen und rückwirkend in Kraft zu setzen, der im Bereich der bereits 
vorhandenen Hallen ein Sondergebiet Logistik ausweist, um damit die 
bauplanungsrechtliche Grundlage für die Zulässigkeit zu erneuern.  


(5) Der Zweckverband beabsichtigt ferner, die Beschlussfassung über die Erweiterung seines 
Verbandsgebietes zu wiederholen. 


(6) Dem Investor ist bekannt, dass die von ihm in diesem Vertrag übernommenen 
Verpflichtungen auch Dritten, insbesondere den Grundstückseigentümern der in Abs. 2 c) 
aufgeführten Grundstücke zugutekommen, ohne dass der Zweckverband mit diesen einen 
Vertrag abschließen wird. Der Investor wünscht gleichwohl eine Einbeziehung auch dieser 
Grundstücke in den Plangeltungsbereich und ist bereit, auch insofern die aus diesem Vertrag 
resultierenden Kosten zu tragen, auch wenn es ihm nicht gelingen sollte, durch Vertrag 
zwischen ihm und den vorgenannten Grundstückseigentümern deren Kostenbeteiligung zu 
erreichen. Auch diese Grundstücke Dritter werden daher in diesen Vertrag einbezogen. 


§ 2 Kosten des ergänzenden Verfahrens  


Der Investor übernimmt die Kosten des ergänzenden Verfahrens bis zum Inkrafttreten des 
Bebauungsplans. Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass eine Anpassung/Aktualisierung 
der bestehenden Planunterlagen (Bebauungsplanentwurf, Begründung einschließlich 
Umweltbericht) und Gutachten nicht oder nur im geringfügigen Umfang erforderlich ist.  
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§ 3 Grundlagen der städtebaulichen Planung 


Grundlage der städtebaulichen Planung ist der beigefügte bisherige Bebauungsplan 
„Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ (Anlage 2). Der Bebauungsplan soll 
insbesondere die bereits errichtete 3. Logistikhalle (Segmente 1-3) nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und den überbaubaren Grundstücksflächen in ihrem 
Bestand absichern und dazu ein geeignetes Sondergebiet „Logistik“ festsetzen. Hierzu ist die 
Erweiterung des Verbandsgebietes durch die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zu 
beschließen und der Bebauungsplan im ergänzenden Verfahren gemäß § 214 Abs. 4 BauGB 
zu beschließen und mit Rückwirkung zum 18.10.2021 in Kraft zu setzen. Vor der 
Beschlussfassung sind die Gemeinden Hammersbach und Limeshain qualifiziert zu 
beteiligen im Sinne von § 205 Abs. 7 Satz 1 BauGB. 


§ 4 Erschließung 


Die Erschließung des Vertragsgebietes ist zwischen den Vertragsparteien bereits im 
Städtebaulichen Vertrag vom 06.12.2016 (Ur-506716 des Notars Jan Reimann, Wetzlar) 
geregelt. An der Regelung wird fest gehalten. 


§ 5 Baubeschränkung 


(1) Wegen der nur teilweisen Inkraftsetzung des Umlegungsplans ist das Grundstück 
Gemarkung Langen-Bergheim, Flur 3, Flurstück 32/6 bislang unbebaut mit Hochbauten 
geblieben. Hier war ursprünglich das 4. Segment der 3. Logistikhalle vorgesehen. Wegen der 
Rechtsbehelfe eines privaten Grundstückseigentümers, die einen untergeordneten 
Teilbereich dieses Grundstückes betreffen, hatte der Investor sein ursprüngliches 
Bauvorhaben von vier auf drei Hallen-Segmente reduziert. Nach dem vollständigen 
Inkrafttreten des Umlegungsplans steht dieses Grundstück zur Bebauung an („Neubau“). Im 
Bebauungsplan galt für diesen Bereich eine zulässige Gebäudehöhe von 16,00 m (unterer 
Bezugspunkt: 155,80 müNN = 171,80 müNN). 


(2) Der Investor beschränkt sich bei der Errichtung des Neubaus auf eine Grundfläche von 
ca. 7000 m² und einer Gebäudehöhe von maximal 12,00 m (=167,80 müNN). Das Gebäude 
wird in offener Bauweise errichtet. Eine Verbindung zu der bestehenden Logistikhalle durch 
einen Übergang wird gestattet.  Lage und Grundriss ergeben sich aus der Anlage 3. 


(3) Die Vertragsparteien stellen klar, dass mit diesen Regelungen keine Bauverpflichtung 
einhergeht. Es steht dem Investor frei, das Grundstück unbebaut zu lassen. 


(4) Schadensersatz- oder Entschädigungsansprüche – gleich aus welchem Rechtsgrund – 
erwachsen dem Investor aufgrund der Baubeschränkung nicht 


§ 6 Bauverpflichtung Sanitäranlagen 


Der Investor verpflichtet sich, auf seinem Grundstück und auf eigene Kosten im 
ausreichenden Umfang Sanitäranlagen für wartende Fernfahrer*innen herzustellen und im 







 
  Seite 6 von 10 
 


Rahmen der aktuell genehmigten Nutzung dauerhaft zu unterhalten und zur Nutzung zur 
Verfügung zu stellen. 


 


§ 7 Biodiversitäts- und Retentionsdach, Fassadenbegrünung, 
Photovoltaik, Ausschluss fossiler Brennstoffe 


(1) Der Investor verpflichtet sich, die in Anlage 3 aufgeführten und nachfolgend 
beschriebenen Maßnahmen, die über bisherigen/zukünftigen Festsetzungen des 
Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ hinausgehen, durchzuführen. 


1. Bestandsgebäude 


a) Die Dachflächen werden über die bereits vorgenommenen Maßnahmen und 
Festsetzungen des zukünftigen Bebauungsplans hinaus als Biodiversitätsdach 
hergestellt. Im Bereich von mindestens 44 der insgesamt 88 Lastabtragungspunkten 
werden so genannte Biodiversitätsbausteine, z.B. Substratanhügelungen mit 
Stauden und Kleingehölzen, Totholz und Steinhaufen, Sand- und Kiesflächen, 
Nisthilfen, in extensiver Form mit einem Kräuter-Gras-Sedum und Gehölzen gemäß 
aktuell geltender Richtlinie hergestellt und dauerhaft gepflegt. 


b) Die bereits freiwillig errichtete Photovoltaikanlage wird dauerhaft erhalten und 
bewirtschaftet. 
 


2. Neubau (vgl. § 5) 


a) Die Dachfläche wird zu einem Anteil von mindestens 80 % als Retentionsdach 
hergestellt. Das Dach wird außerdem als Biodiversitätsdach hergestellt und mit 
Stauden-Gehölz und Rasen extensiv begrünt. Hierzu sind die Dachflächen ferner mit 
so genannten Biodiversitätsbausteinen, z.B. Substratanhügelungen mit Stauden und 
Kleingehölzen, Totholz und Steinhaufen, Sand- und Kiesflächen, Nisthilfen oder 
Wasserflächen in extensiver Form mit einem Kräuter-Gras-Sedum und Gehölzen 
gemäß aktuell geltender Richtlinie herzustellen und dauerhaft zu pflegen. 


b) Die Fassadenflächen werden zu mind. 30 % mit rankenden, schlingenden oder 
kletternden Pflanzen flächig und dauerhaft begrünt. Die Fassadenbegrünung 
kann auf einzelne Wandabschnitte begrenzt werden, muss aber insgesamt mind. 
30% der Gesamtfassadenabwicklung des Gebäudes umfassen. Die Begrünung ist 
dauerhaft zu erhalten. Abgängige Rank- und/oder Kletterpflanzen sind innerhalb 
eines Jahres zu ersetzen. Je Kletterpflanze ist eine Pflanzfläche mit Bodenanschluss 
von mind. 1 m² herzustellen. Die Pflanzdichte muss mindestens eine Pflanze pro 2 m 
Wandlänge betragen. Abweichend hiervon kann auf einen Bodenanschluss 
verzichtet werden, wenn artspezifisch ein ausreichend durchwurzelbarer Raum zur 
Verfügung gestellt wird. 


c) Die Dachfläche ist zu 75% mit Photovoltaikelementen zu belegen und dauerhaft zu 
bewirtschaften. Die Photovoltaikelemente sollen in aufgeständerter Bauweise 
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auch über den begrünten Dachflächen errichtet werden. Der zu belegende 
Dachflächenanteil ist einschließlich der technisch bedingten Abstände der PV-
Elemente (Reihenabstände) zu ermitteln. 


d) Die Klimaführung des Gebäudes wird unter Ausschluss der Verwendung fossiler 
Brennstoffe realisiert. 


(2) Der Investor ist verpflichtet, die unter Abs. 1 Nr. 1 genannten Maßnahmen innerhalb von 
12 Monaten nach der erneuten Bekanntmachung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes 
– Erweiterung West“ fertig zu stellen und dauerhaft zu erhalten. Die unter Abs. 1 Nr. 2 lit. a)- 
c) genannten Maßnahmen sind spätestens 6 Monate nach Fertigstellung des Gebäudes fertig 
zu stellen und dauerhaft zu erhalten. § 5 Abs. 3 gilt entsprechend. 


§ 8 Folgekosten für Ausbau Autobahnanschluss 


Der Investor beteiligt sich an den Kosten für den Ausbau der Autobahnanschlussstelle des 
Gewerbegebiets an die A45 mit bis zu 600.000,- € (inkl. Umsatzsteuer). Der Ausbau der 
Anschlussstelle wird mittelfristig u. a. durch die Inbetriebnahme der dritten Logistikhalle 
und den dadurch ausgelösten Mehrverkehr erforderlich. 


§ 9 Durchführung der Kostenerstattung 


(1) Die Erstattung von Kosten durch den Investor an den Zweckverband gem. §§ 2, 8 dieses 
Vertrages erfolgt inklusive Umsatzsteuer jeweils nach schriftlicher Zahlungsaufforderung 
durch den Zweckverband binnen einer Frist von 30 Tagen. Die Zahlungsaufforderung erfolgt 
erst nach mangelfreier Leistungsabnahme und Rechnungsprüfung durch den Zweckverband. 
Die entsprechenden Rechnungsnachweise sind beizufügen. 


(2) Der Investor kann den Höchstbetrag gem. § 8 jederzeit, auch vor Fälligkeit und schon vor 
Beginn der Ausbaumaßnahme, mit schuldbefreiender Wirkung an den Zweckverband leisten. 
In diesem Fall verzichtet er auf vorherige Leistungsabnahme, Rechnungsprüfung und 
Vorlage entsprechender Nachweisen durch den Zweckverband gem. Abs. 1 Satz 2 und 3.   


(3) Dem Investor ist bekannt, dass er bei der Kostenerstattung nach diesem Vertrag keinen 
Vorsteuerabzug geltend machen kann. 


§ 10 Keine Verpflichtung des Zweckverbands zu Aufstellung eines 
Bebauungsplans 


Die Vertragsparteien stellen klar, dass durch diesen Vertrag kein Anspruch des Investors auf 
Erweiterung des Planungsverbandsgebiets und Aufstellung oder Änderung eines 
Bebauungsplans begründet wird. Durch diesen Vertrag bleibt die Planungshoheit des 
Zweckverbands unberührt. Aus diesem Vertrag, vorausgegangenen Abstimmungen, erstellten 
Vorplanungen sowie aus der Einleitung und Durchführung des Verfahrens zur Erstellung 
eines Bebauungsplans entstehen dem Zweckverband keine Verpflichtungen, das Verfahren 
fortzusetzen und/oder mit einem bestimmten Ergebnis zu beenden.  
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§ 11 Vertragsanpassung, Kündigung 


(1) Eine ordentliche Kündigung dieses Vertrages durch die Parteien ist ausgeschlossen. 


(2) Die Parteien sind berechtigt, den vorliegenden Vertrag außerordentlich zu kündigen, 
wenn die Voraussetzungen des § 60 HVwVfG vorliegen und eine Anpassung des 
Vertragsinhalts an die geänderten Verhältnisse nicht ausreicht, um die Zumutbarkeit des 
Festhaltens an dem vorliegenden Vertrag zu erreichen.  


(3) Die Vertragsparteien sind sich einig, dass ein Festhalten an dem vorliegenden Vertrag im 
Sinne von Abs. (2) nicht mehr zumutbar ist, wenn  


− das Bauleitplanverfahren ohne Inkrafttreten des Bebauungsplans endgültig beendet 
wird, 


− der Bebauungsplan(-entwurf) mehr als unwesentlich vom bisherigen Bebauungsplan 
„Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ (Anlage 2) abweicht. 


− die Ausführung des Vertrages insgesamt technisch und/oder rechtlich unmöglich ist 
und eine Anpassung aus diesem Grunde ausgeschlossen ist oder 


− der Bebauungsplan für das Vertragsgebiet nicht innerhalb von 6 Monaten nach 
Abschluss dieser Vereinbarung rückwirkend in Kraft tritt. 


(4) Auch im Falle einer nach den vorstehenden Absätzen zulässigen Kündigung bleibt es bei 
den in diesem Vertrag getroffenen Kostenregelungen zu Lasten des Investors, es sei denn, die 
Kostenregelung betrifft zukünftige, noch nicht begonnene Maßnahmen oder noch nicht 
getätigte Aufwendungen, die aufgrund der Kündigung des Vertrages auch nicht mehr 
durchgeführt bzw. erbracht werden müssen und hinsichtlich derer auch keine Kosten mehr 
entstehen können.  


(6) Die Parteien sind sich einig, dass eine Anpassung des Vertragsinhalts an die geänderten 
Verhältnisse erforderlich ist, wenn der zunächst in Kraft getretene Bebauungsplan im 
Rahmen eines Normenkontrollverfahrens rechtskräftig ganz oder teilweise für unwirksam 
erklärt wird oder der Zweckverband den Bebauungsplan rechtswirksam ganz oder teilweise 
aufhebt. §§ 39 ff. BauGB bleiben für letzteren Fall unberührt. 


(7) Kündigung oder Vertragsanpassung bedürfen der Schriftform. 


§ 12 Fortgeltung früherer Vereinbarungen 


(1) Der städtebauliche Vertrag zwischen dem Zweckverband und dem Investor vom 
16.12.2016 (UR-506/16 des Notars Jan Reimann, Wetzlar) gilt, sofern im vorliegenden 
Vertrag nichts Abweichendes geregelt ist. 


(2) Der weitere städtebauliche Vertrag vom 16.12.2016 – „Erweiterung Ost“ – (UR-507/16 
des Notars Jan Reimann, Wetzlar) wird einvernehmlich aufgehoben. Der Vertrag vom 
22.04.2021 (UR-152-2021 des Notars Jan Reimann, Wetzlar) ist damit ebenfalls 
gegenstandslos. 
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§ 13 Rechtsnachfolge 


(1) Die Verpflichtungen dieses Vertrages sind etwaigen Rechtsnachfolgern aufzuerlegen mit 
der Maßgabe, diese in Fällen von Rechtsnachfolgen entsprechend weiterzugeben. 


(2) Der Investor kann die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag nur nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung des Zweckverbands auf einen Dritten übertragen. Die Zustimmung 
ist zu erteilen, wenn der neue Investor die Verpflichtungen aus diesem Vertrag übernommen 
hat und keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch Vertragsübernahme die 
Durchführung der in diesem Vertrag genannten Maßnahmen innerhalb der festgelegten 
Fristen gefährdet ist. Liegen solche Tatsachen vor, kann die Zustimmung von der Bestellung 
von Sicherheiten abhängig gemacht werden. Das Zustimmungserfordernis endet mit der 
vollständigen vertragsgerechten Fertigstellung der Gebäude einschließlich Umsetzung der in 
§ 6 Abs. 1 Nr.  1 geregelten ökologischen und gestalterischen Maßnahmen.  


§ 14 Salvatorische Klausel 


(1) Sollte eine Regelung dieses Vertrags oder eine später in ihn aufgenommene Regelung 
ganz oder teilweise nichtig sein oder werden oder sollte sich eine Lücke in diesem Vertrag 
herausstellen, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die 
Parteien dieses Vertrages verpflichten sich, mit Rückwirkung diejenige wirksame und 
durchführbare Regelung zu vereinbaren, die rechtlich und wirtschaftlich der nichtigen 
Regelung am nächsten kommt oder, im Fall einer fehlenden Regelung, dem entspricht, was 
die Vertragsparteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrags gewollt 
hätten, wenn sie diesen Punkt beim Abschluss des Vertrags bedacht hätten.  


(2) Sollte eine Vorschrift dieses Vertrages gegen das Gebot der Angemessenheit oder das 
Gebot der Kausalität nach § 11 BauGB verstoßen, verpflichten sich die Vertragsparteien, diese 
Regelung durch solche zu ersetzen, die den konkreten Kriterien der Angemessenheit und 
Kausalität gehorchen.  


(3) Es ist der ausdrückliche Wille der Vertragsparteien, dass Abs. 1 und 2 keine bloße 
Beweislastumkehr zur Folge haben, sondern § 139 BGB insgesamt abbedungen ist. 


§ 15 Schlussbestimmungen / Inkrafttreten / Vertragsbestandteile 


(1) Vertragsänderungen oder Vertragsergänzungen sowie Kündigung und 
Vertragsanpassungen (§ 11) bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 
Nebenabreden bestehen nicht. Den Vertragsparteien sind die besonderen gesetzlichen 
Schriftformerfordernisse der § 57 HVwVfG, § 126 BGB, § 11 Abs. 3 BauGB bekannt. Sie 
verpflichten sich, auf jederzeitiges Verlangen einer Partei alle Handlungen vorzunehmen und 
Erklärungen abzugeben, die erforderlich sind, um dem gesetzlichen Schriftformerfordernis 
Genüge zu tun und sich nicht auf die Nichteinhaltung der gesetzlichen Schriftform zu 
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berufen. Das gilt nicht nur für den Abschluss dieses Vertrages, sondern auch für alle etwaigen 
Nachtrags-, Änderungs- und Ergänzungsverträge. 


(3) Die in den Regelungen dieses Vertrags bezeichnen Anlagen sind Vertragsbestandteil. Im 
Einzelnen handelt es sich dabei um folgende Anlagen: 


− Anlage 1: Lageplan mit Kennzeichnung des Vertragsgebiets  


− Anlage 2: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ 


− Anlage 3: Lageplan/Grundriss/Ansicht Neubau gem. § 5 


− Anlage 4: Erläuterung zu den Maßnahmen gem. § 6 


(4) Das Inkrafttreten dieses Vertrags ist aufschiebend bedingt durch die wirksame 
Erweiterung des Verbandsgebietes des Zweckverbandes auf das Vertragsgebiet und das 
rückwirkende Inkrafttreten des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“. 


 


Für den Zweckverband:  
 
Hammersbach, 


 Für den Investor: 
 
Bensheim, 


 
 
 
 


  


(Michael Göllner) 
 


 (Dr. Hafez Balaei) 


 
 
 
 


  


(Adolf Ludwig) 
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Vergleich 


 


 


 


1.)  


Die Gemeinde Hammersbach, vertr. d. ihren Bürgermeister, Herrn Michael Franklin 
Göllner und ihren Ersten Beigeordneten, Herrn Andreas Wolfgang Dietzel, Köbler Weg 44, 
63546 Hammersbach 


– nachfolgend: „Gemeinde“ – 


und 


 


2.)  


der Zweckverband Interkommunale Gewerbegebiet Limes, vertr. d. Herrn Bürgermeister 
Adolf Eduard Ludwig und Herrn Bürgermeister Benjamin Harris, Köbler Weg 44, 63546 
Hammersbach 


– nachfolgend: „Zweckverband“ – 


 


3.) 


a) die Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH (AG Darmstadt HRB 95981)  


 - nachfolgend: „DLog34“ - 


b) die Dietz Logistik 41. Grundbesitz GmbH (AG Darmstadt HRB 97561) 


- nachfolgend: „DLog41“ - 


beide Vertragsparteien zu 3.) vertr. d. Herrn Dr. Hafez Balaei als 
einzelvertretungsberechtigter und von § 181 BGB befreiter Geschäftsführer, Darmstädter 
Straße 246, 64625 Bensheim  


 


zu Ziffer 1.) bis 3.) gemeinsam „die Vertragsparteien“ genannt 


schließen den folgenden Vergleich: 
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VORBEMERKUNGEN 


Zweckverband 


Die Gemeinden Hammersbach und Limeshain schlossen sich gemeinsam mit der Stadt 
Büdingen 2011 zu dem Zweckverband „Interkommunales Gewerbegebiet Limes“ zusammen. 
Die Aufgaben des Zweckverbandes umfassen die Entwicklung eines interkommunalen 
Gewerbegebiets sowie die Umlegung und Vermarktung der entsprechenden Grundstücke.  


Das Verbandsgebiet umfasste zunächst einen Kernbereich.  Hierfür wurde der 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes“ am 17.07.2013 aufgestellt. Dieser Kernbereich ist mit 
zwei großen (Logistik-)hallen und weiteren Gewerbeobjekten bebaut. Am 20.09.2016 
beschloss die Verbandsversammlung mehrheitlich bei drei Gegenstimmen die Erweiterung 
des Verbandsgebietes. Hierbei handelte es sich u.a. um die Erweiterung „Ost“ und die 
Erweiterung „West“. Die Erweiterung West betrifft ganz überwiegend das Gebiet der 
Gemeinde Hammersbach, die Erweiterung Ost das Gebiet der Stadt Büdingen und der 
Gemeinde Limeshain. Ziel der beiden Erweiterungen war ursprünglich, den Logistikstandort 
weiter auszubauen.  


Städtebauliche Verträge  


Am 16.12.2016 schloss die DLog34 mit dem Zweckverband zwei städtebauliche Verträge. Der 
erste Vertrag betrifft die Erweiterungsfläche West. Der zweite Vertrag betrifft die 
Erweiterungsfläche Ost. In beiden Verträgen wurde die Beteiligung der DLog34 an den 
Kosten der Planaufstellung für das jeweilige Gebiet vereinbart. Darüber hinaus wurde der 
DLog34 ein exklusives Ankaufsrecht bezüglich der überplanten Flächen innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten des jeweiligen Bebauungsplans eingeräumt. Weitere 
Vertragsinhalte waren u. a. die Erschließung des Vertragsgebietes und die Verpflichtung der 
DLog34, keine Grundstücke vor Inkrafttreten des Bebauungsplans zu erwerben. Später 
wurde der städtebauliche Vertrag „Ost“ von der DLog34 auf die DLog41 übertragen 
(Vertragsübernahmevertrag vom 22.04.2021).  


Grundstückskaufvertrag 


Am 20.04.2021 erwarb die DLog34 einen Großteil der Flächen im Geltungsbereich des 
vorbezeichneten Bebauungsplans vom Zweckverband (UR-253/21 des Notar Jan Reimann, 
Wetzlar), aufschiebend bedingt unter anderem durch das Inkrafttreten des Bebauungsplans 
„Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ und das Inkrafttreten des Umlegungsplans. Mit 
Ergänzungsvertrag vom 24.05.2022 (UR-245/22 des Notar Jan Reimann, Wetzlar) wurden 
der Kaufgegenstand und die aufschiebenden Bedingungen angepasst. Die 
Eigentumsumschreibung zugunsten der DLog34 ist überwiegend bereits vollzogen, in den 
übrigen Fällen besteht ein durch Auflassungsvormerkung gesichertes Anwartschaftsrecht.   


Bebauungspläne 


Am 18.10.2021 beschloss die Zweckverbandsversammlung den Bebauungsplan 
„Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“. Durch diesen Bebauungsplan sollte der Bau einer 
3. Logistikhalle in vier Segmenten ermöglicht werden.  
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Die Osterweiterung des Gewerbegebiets durch den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – 
Erweiterung Ost“ ist aktuell noch nicht abgeschlossen. Hier sollte nach der bisherigen 
Plankonzeption die bauplanungsrechtliche Grundlage für eine weitere große 4. Logistikhalle 
geschaffen werden. 


Dritte Logistikhalle 


Für die Errichtung der Logistikhalle im Erweiterungsgebiet West erhielt die DLog34 vom 
Main-Kinzig-Kreis zunächst drei Teilbaugenehmigung und schließlich, am 31.05.2022, die 
abschließende Baugenehmigung. Die Baufreigabe der 1. Teilbaugenehmigung beschränkte 
sich auf die Geländemodellierung. Im Zuge des Genehmigungsverfahrens reduzierte die 
DLog34 das Bauvorhaben von den ursprünglich geplanten vier Segmenten auf drei. Anlass 
war die fehlende zivilrechtliche Verfügbarkeit eines zur Überbauung vorgesehenen 
Grundstücks (Flurstück 26/1, ). Diese Fläche stellt einen kleineren Teilbereich des im 
Umlegungsverfahren neu gebildeten Flurstück 32/6 dar. Die solchermaßen reduzierte 
Logistikhalle wurde bis Januar 2023 fertig gestellt. Das Flurstück 32/6 (neu) ist bislang 
unbebaut. Die Baugenehmigung vom 31.05.2022 betrifft dieses Flurstück 26/1 nicht. 


Mieterin der Logistikhalle ist die Firma Hager. Die Aufnahme des Betriebs und die 
dauerhafte Ansiedlung der Firma Hager sind von einem rechtskräftigen Bebauungsplan und 
den Gestaltungsmöglichkeiten für die Fläche Flurstück 32/6 abhängig. 


Gerichtsverfahren 


Die 1. Teilbaugenehmigung war Gegenstand von zwei gerichtlichen Eilanträgen. 
Antragsteller waren die Naturschutzvereinigung BUND und ein betroffener privater 
Grundstückseigentümer. Letzterer hat parallel auch Rechtsbehelfe gegen den Umlegungsplan 
ergriffen; dieses Gerichtsverfahren ist aktuell bei der Baulandkammer des LG Darmstadt 
anhängig und ruht bis zur Entscheidung über den Normenkontrollantrag der Gemeinde 
Hammersbach 3 C 817/22.N. Den beiden Eilanträgen hat der Hessische VGH in 2. Instanz 
(teilweise) stattgegeben und die aufschiebende Wirkung der Widersprüche gegen die 1. 
Teilbaugenehmigung angeordnet (Beschlüsse vom 04.11.2022 – „Kraft“ - und vom 
22.11.2022 - BUND). Bei beiden Entscheidungen ist der VGH inzident von der 
Unwirksamkeit des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ 
ausgegangen. Wegen des beschränkten Antragsgegenstandes (nur die 1. 
Teilbaugenehmigung) blieben diese Beschlüsse aber rechtlich ohne unmittelbare 
Auswirkungen. Die DLog34 hat abgesehen davon den Verzicht auf die 1. 
Teilbaugenehmigung erklärt. Der Widerspruch eines privaten Grundstückseigentümers hat 
sich damit erledigt. Ein Hauptsacheverfahren des privaten Grundstückseigentümers gegen 
die bestehende Baugenehmigung vom 31.05.2022 ist damit ausgeschlossen. 


Der BUND hat mittlerweile auch in der Hauptsache Anfechtungsklage vor dem 
Verwaltungsgericht Frankfurt a. M. erhoben. Klagegegenstand sind jetzt jedoch alle drei 
Teilbaugenehmigungen sowie die abschließende Baugenehmigung für die Logistikhalle der 
DLog34. Mit einer Entscheidung ist allerdings weder in diesem noch im kommenden Jahr zu 
rechnen. 
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Ein weiterer Eilantrag wurde von der Gemeinde Hammersbach gestellt. Gegenstand dieses 
Eilantrags sind alle drei Teilbaugenehmigungen und auch die abschließende 
Baugenehmigung der DLog34. Dieses Eilverfahren ist derzeit in 2. Instanz beim Hessischen 
Verwaltungsgerichtshof anhängig (3 B 1657/22). Das Verfahren wurde wegen der laufenden 
außergerichtlichen Vergleichsverhandlungen einvernehmlich zum Ruhen gebracht.  


Die Gemeinde Hammersbach hat außerdem einen Normenkontrollantrag gegen den 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ gestellt (3 C 817/22.N). Mit 
einer Entscheidung ist frühestens in der 2. Jahreshälfte 2024 zu rechnen. Dem parallel dazu 
erhobenen Normenkontroll-Eilantrag gemäß § 47 Abs. 6 VwGO hat der Hessische VGH mit 
Beschluss vom 09.09.2022 stattgegeben (3 B 927/22.N) und ist damit der Rechtsauffassung 
der Gemeinde Hammersbach gefolgt. Dadurch wurde der Bebauungsplan „Gewerbegebiet 
Limes – Erweiterung West“ bis zur Entscheidung über den vorbezeichneten 
Normenkontrollantrag außer Vollzug gesetzt. 


Ziele 


Die Parteien verfolgen mit dem Vergleich folgende Ziele: 


− Die dauerhafte Ansiedlung und Betriebsaufnahme der Firma Hager soll rechtssicher 
ermöglicht werden. 


− Die bereits errichtete 3. Logistikhalle (Segmente 1-3) im Erweiterungsgebiet West soll 
durch zusätzliche ökologische und gestalterische Maßnahmen nachhaltiger werden 
und sich besser in das Landschaftsbild einpassen. 


− Die Errichtung einer 4. Logistikhalle im Erweiterungsgebiet Ost wird nicht weiter 
verfolgt. Die DLog41 zieht sich endgültig von diesem Projekt zurück.  


− Das Gebiet der Osterweiterung soll für klein- und mittelständische Unternehmen 
konzipiert werden.  


− Die verbliebene unbebaute Fläche nördlich der 3. Logistikhalle (das ursprünglich 
geplante 4. Segment) soll mit einem freistehenden Gebäude bebaut werden, das in 
seiner Grundfläche und Höhe deutlich reduziert ist gegenüber dem ursprünglich 
geplanten 4. Segment der Logistikhalle und das von der Firma Hager zwingend für 
ihren Betrieb benötigt wird („Neubau“). Auch für dieses Gebäude sollen ökologische 
und gestalterische Maßnahmen festgelegt werden, die eine hohe Nachhaltigkeit und 
eine mäßige Beeinträchtigung des Landschaftsbildes gewährleisten. 


− Für die fertig gestellte 3. Logistikhalle (Segmente 1-3) und das nördlich davon noch zu 
errichtende Gebäude („Neubau“) soll – unter Beachtung von § 1 Abs. 3 S. 2 BauGB – 
eine rechtssichere planungsrechtliche Grundlage geschaffen werden. 


− Die im Nordwesten verfügbaren Flächen in der Westerweiterung sollen für klein- und 
mittelständische Unternehmen konzipiert werden. 


− Die anhängigen Verwaltungsrechtsstreite sollen, soweit es in der Macht der 
Vertragsparteien liegt, beendet werden. 
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Umsetzung 


Um diese Ziele zu erreichen, halten die Parteien folgende Schritte für notwendig:  


− Der Beschluss des Zweckverbandes über die Gebietserweiterung „West“ vom 
20.9.2016 ist mit rückwirkender Wirkung zu diesem Tag erneut, diesmal einstimmig, 
zu fassen und der Kommunalaufsicht zur Genehmigung vorzulegen. 


 Die Aufteilung der im Nordwesten verfügbaren Gewerbeflächen soll für klein- 
und mittelständische Unternehmen konzipiert werden. 


− Der Beschluss des Zweckverbandes über die Gebietserweiterung „Ost“ vom 
20.09.2016 ist mit Wirkung für die Zukunft erneut, diesmal einstimmig, zu fassen 
und der Kommunalaufsicht zur Genehmigung vorzulegen. Für die anschließende Bau-
leitplanung gelten folgende Grundsätze:  


 Die gewerbliche Nutzung in der Osterweiterung erfolgt nur westlich des Fried-
berger Weges  


 die Flächen östlich des Friedberger Weges sind für die Landwirtschaft zu si-
chern 


 die Aufteilung der künftigen Gewerbeflächen soll überwiegend für klein- und 
mittelständische Unternehmen konzipiert werden; Erweiterungen und Expan-
sionen bestehender Betriebe sind zu ermöglichen. 


 Ausschluss von großflächigen, ausschließlich für Logistikzwecke dienende Ge-
werbebauten   


− Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes - Erweiterung West“ wird im ergänzenden 
Verfahren gem. § 214 Abs. 4 BauGB durch den Zweckverband neu aufgestellt. 
Durch das ergänzende Verfahren sollen Fehler bei der Erweiterung des 
Verbandsgebietes und der Beteiligung der Verbandsgemeinden Hammersbach und 
Limeshain geheilt werden. 


− Ausgehend von der Unwirksamkeit des bisherigen Bebauungsplans handelt es sich bei 
dem Vertragsgebiet um Außenbereich. DLog34 ist zur planungsrechtlichen 
Absicherung der bereits errichteten Gebäude und zukünftiger Entwicklungen daher 
auf einen entsprechenden Bebauungsplan angewiesen. Vor diesem Hintergrund ist 
DLog34 bereit,  


 die weiteren Kosten für das ergänzende Verfahren zu übernehmen  


 sich zur Durchführung zusätzlicher gestalterischer und ökologischer Maßnah-
men an der vorhandenen Logistikhalle in einem separaten städtebaulichen 
Vertrag mit dem Zweckverband zu verpflichten,  


 die nördliche Teilfläche des Vertragsgebiets (Flurstück 32/6) nur im vertrag-
lich festgelegten Umfang zu bebauen (siehe Städtebaulicher Vertrag) 
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 die Folgekosten der Planung u. a. für den Umbau der Anschlussstelle an die 
A45 zu übernehmen (siehe städtebaulicher Vertrag) 


− DLog41 verzichtet auf ihr Ankaufsrecht für die Flächen im Erweiterungsgebiet Ost 
(Vertragsaufhebung). 


− Die Gemeinde Hammersbach beendet die anhängigen Rechtsstreite gegen die 
Baugenehmigungen für die 3. Logistikhalle und den Bebauungsplan. 


Den Vertragsparteien ist bewusst, dass durch den vorliegenden Vergleich keine Bindung des 
Abstimmungsverhaltens der Vertreter der Verbandsmitglieder in der 
Zweckverbandsversammlung erreicht werden kann oder soll. 


−  


§ 1 Vertragsgebiet 


Das Vertragsgebiet entspricht einem Teilgebiet der in den Vorbemerkungen beschriebenen 
„Gebietserweiterung West“ und ist in der Anlage 1 gekennzeichnet. Die „Gebietserweiterung 
Ost“ ist in der Anlage 2 gekennzeichnet 


§ 2 Städtebaulicher Vertrag 


Zweckverband und DLog34 schließen den als Anlage 3 beigefügten Städtebaulichen Vertrag 
über zusätzliche ökologische und gestalterische Maßnahmen sowie über bauliche 
Beschränkungen im Vertragsgebiet und weitere Folgekosten der Planung. 


§ 3 Gebietserweiterung West 


(1) Der Zweckverband und die Gemeinde sind sich einig, dass die Gebietserweiterung „West“ 
mit rückwirkender Wirkung zu diesem Tag erneut zu fassen und der Kommunalaufsicht zur 
Genehmigung vorzulegen ist. Die Beschlussfassung muss einstimmig erfolgen.  


Bei der Vermarktung der verfügbaren Flächen im Nordwesten gelten folgende Grundsätze:  


− die Aufteilung der im Nordwesten verfügbaren Gewerbeflächen soll für klein- und 
mittelständische Unternehmen konzipiert und an solche vermarktet werden.  


§ 4 Gebietserweiterung Ost 


(1) Die DLog41 erklärt hiermit gegenüber dem Zweckverband den Verzicht auf das ihr 
eingeräumte exklusive Ankaufsrecht gem. § 9 des städtebaulichen Vertrages vom 06.12.2016 
(UR-507/16 des Notars Jan Reimann, Wetzlar) in Verbindung mit dem Übernahmevertrag 
vom 21.04.2021 (UR-152/21 des Notars Jan Reimann, Wetzlar). Der Vertrag wird 
aufgehoben. Gegenseitige Entschädigungsansprüche – gleich aus welchem Rechtsgrund – 
werden hierdurch nicht ausgelöst. 
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(2) Infolge der Vertragsaufhebung ist der Zweckverband unter keinen Umständen 
verpflichtet, die in § 1 des städtebaulichen Vertrages vom 06.12.2016 (UR-507/16 des Notars 
Jan Reimann, Wetzlar) genannten Grundstücke an die DLog41 zu veräußern und kann 
jederzeit mit beliebigen Interessenten über die Veräußerung der Grundstücke verhandeln. 


(3) Der Zweckverband und die Gemeinde sind sich einig, dass die Gebietserweiterung „Ost“ 
mit Wirkung für die Zukunft erneut  beschlossen werden soll (vgl. Anlage 2). Die Beschluss-
fassung muss einstimmig erfolgen. Bei der anschließenden Bauleitplanung sollen folgende 
Grundsätze berücksichtigt werden: 


 


− Die gewerbliche Nutzung in der Osterweiterung erfolgt nur westlich des Friedberger 
Weges. 


− Die Flächen östlich des Friedberger Weges sind für die Landwirtschaft zu sichern 


− Die Aufteilung der künftigen Gewerbeflächen soll überwiegend für klein- und mittel-
ständische Unternehmen konzipiert werden; Erweiterungen und Expansionen beste-
hender Betriebe sind zu ermöglichen. 


− Ausschluss von großflächigen, ausschließlich für Logistikzwecke dienende Gewerbe-
bauten  


§ 4  Beendigung der anhängigen Gerichtsverfahren 


(1) Hammersbach verpflichtet sich, innerhalb von zwei Wochen nach Inkrafttreten dieses 
Vergleichs den Normenkontrollantrag gegen den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Limes – 
Erweiterung West“ (3 C 817/22.N) durch Erklärung ihres Prozessbevollmächtigten 
gegenüber dem Hessischen VGH zurückzunehmen. Der Zweckverband und DLog34 
verpflichten sind, keine Kostenerstattungsanträge zu stellen. 


(2) Hammersbach verpflichtet sich ferner, innerhalb von zwei Wochen nach Inkrafttreten 
dieses Vergleichs den Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ihres 
Widerspruchs gegen die drei Teilbaugenehmigungen und die abschließende 
Baugenehmigung, die der DLog34 für die Errichtung der Logistikhalle erteilt wurden, durch 
Erklärung ihres Prozessbevollmächtigten im Verfahren 3 B 1657/22 zurückzunehmen. Der 
Zweckverband und DLog34 verpflichten sich, keine Kostenerstattungsanträge zu stellen. 


(3) Sollte es sich wider Erwarten als erforderlich erweisen, verpflichtet sich der 
Zweckverband, durch seinen Prozessbevollmächtigten unverzüglich einen Antrag analog § 80 
Abs. 7 VwGO auf Abänderung des Beschlusses im Normenkontroll-Eilverfahren (Hess. VGH, 
Beschluss vom 22.09.2022 – 3 B 927/22.N –) zu stellen mit dem Ziel, den Vollzug des 
Bebauungsplans „Gewerbegebiet Limes – Erweiterung West“ wieder freizugeben. Die 
Gemeinde Hammersbach verpflichtet sich, diesen Antrag gegebenenfalls zu unterstützen. 


(4) Hammersbach verpflichtet sich darüber hinaus, innerhalb von zwei Wochen nach 
Inkrafttreten dieses Vergleichs ihren Widerspruch (Az. 03372-2022-32) gegen die 1.-3. 
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Teilbaugenehmigung und die abschließende Baugenehmigung, die der DLog34 für die 
Errichtung der Logistikhallen erteilt wurden (alle: Az. 03754-2021-29), schriftlich gegenüber 
dem Main-Kinzig-Kreis zurückzunehmen. 


(5) DLog34 erstattet der Gemeinde Hammersbach die der Gemeinde Hammersbach 
entstandenen und nachgewiesenen Rechtsverfolgungskosten im Zusammenhang mit der 
Geltendmachung des ihr obliegende Planungsrechts in der sog. Westerweiterung. Eine 
weitergehende Kostenerstattung ist ausgeschlossen.  


§ 5  Umlegungsverfahren 


Der Zweckverband wird alles Erforderliche und rechtlich Zulässige unternehmen, um den 
Umlegungsplan zeitnah für das gesamte Umlegungsgebiet in Kraft zu setzen und etwaige 
Verfahrensfehler zu heilen. Bei Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen soll er auch 
von dem Mittel der vorzeitigen Besitzeinweisung gemäß § 77 BauGB Gebrauch machen. 


§ 6 Aufschiebende Bedingungen 


(1) Das Inkrafttreten dieses Vergleichs steht unter der aufschiebenden Bedingung, dass die 
zuständigen Gremien sowohl der Gemeinde Hammersbach als auch des Zweckverbandes 
diesem Vergleich zustimmen. 


(2) Tritt die in Abs. 1 bezeichnete aufschiebende Bedingung nicht spätestens bis 
31.03.2024ein, gilt der Vertrag endgültig als nicht zustande gekommen. 


§ 7 Salvatorische Klausel 


(1) Sollte eine Regelung dieses Vertrags oder eine später in ihn aufgenommene Regelung 
ganz oder teilweise nichtig sein oder werden oder sollte sich eine Lücke in diesem Vertrag 
herausstellen, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die 
Parteien dieses Vertrages verpflichten sich, mit Rückwirkung diejenige wirksame und 
durchführbare Regelung zu vereinbaren, die rechtlich und wirtschaftlich der nichtigen 
Regelung am nächsten kommt oder, im Fall einer fehlenden Regelung, dem entspricht, was 
die Vertragsparteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrags gewollt 
hätten, wenn sie diesen Punkt beim Abschluss des Vertrags bedacht hätten.  


(2) Sollte eine Vorschrift dieses Vertrages gegen das Gebot der Angemessenheit oder das 
Gebot der Kausalität nach § 11 BauGB verstoßen, verpflichten sich die Vertragsparteien, diese 
Regelung durch solche zu ersetzen, die den konkreten Kriterien der Angemessenheit und 
Kausalität gehorchen.  


(3) Es ist der ausdrückliche Wille der Vertragsparteien, dass Abs. 1 und 2 keine bloße 
Beweislastumkehr zur Folge haben, sondern § 139 BGB insgesamt abbedungen ist. 
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Für den Zweckverband:  


 


 Für die Gemeinde Hammersbach: 


Limeshain,  


 


 


 Hammersbach,  


(Adolf Ludwig) 


 


 


 (Michael Göllner) 


(Benjamin Harris)  (Andreas Dietzel) 


 


Für die DLog34: 


 


Bensheim, 


 


 


 Für die DLog41: 


 


Bensheim, 


(Dr. Hafez Balaei)  (Dr. Hafez Balaei) 
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Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 145/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft und Forsten 22.11.2023 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 3 
  
Betreff: 
 
Forstwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2024 
Antrag Gemeindevorstand 
 
 


 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Forstwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird wie vorgelegt beschlossen.  
 
 
 
Die Ausschussvorsitzende berichtet in der Sitzung.  
 
 
 
 
 
 
 


Beschluss: 


Mit ....... Ja-Stimmen gegen ....... Nein-Stimmen bei ....... Enthaltungen wird wie vorgeschlagen 
beschlossen / wird wie folgt beschlossen: 


 


Weitergegeben an:                            Datum: 


erledigt am:      Veranlasser: 
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Wirtschaftsplan Haushalt WiPluS


Forstamt Hanau-Wolfgang


Betrieb Gemeindewald Hammersbach


Revier Revier Nidderau


Geschäftsjahr 2024


Besteuerung Regelbesteuerung


141.220


156.888  


Überschuss -15.668


0


0


0


-15.668


Kontengruppe Konto Ergebnis


Aufwand 6001000 Rohstoffe, Vorprodukte, Fremdbauteile 11.642,50


6080000 sonstiger Materialaufwand 21.780,00


6101000 Beförsterungskosten 37.212,88


6139000 sonstige weitere Fremdleistungen 78.752,50


6420000 Beiträge zur BG und UV 6.500,00


6909000 Beiträge für sonstige Versicherungen 400,00


7020000 Grundsteuer 600,00


Erträge 5001000 Umsatzerlöse aus Holzverkauf 105.720,00


5309000 Nebennutzungen 5.000,00


5421000 Zuweisungen vom Land (Fördermittel) 30.500,00


Überschuss Gesamt


Teilergebnis Aufwand


Teilergebnis Ertrag


Teilergebnis IBLV Aufwand


Teilergebnis IBLV Ertrag


Überschuss IBLV
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Wirtschaftsplan Kostenrechnung


Forstamt Hanau-Wolfgang
Betrieb Gemeindewald Hammersbach
Revier Revier Nidderau
Geschäftsjahr 2024
Besteuerung Regelbesteuerung


493,9 [ha] 


Erlös Kosten Ergebnis


     Je Hektar Wald im regelmäßigen Betrieb (WirB) 286 318 -32


Leistung Erlöse (davon IBLV) Kosten (davon IBLV) Ergebnis


000000 Gemeinkosten 44.713 -44.713


011100 Verjüngung 22.500 25.005 -2.505


011300 LTG/JB-Pflege/Astung 3.200 -3.200


011500 HE-Mechanisierte Aufarbeitung Unternehmer 32.803 11.391 21.412


011700 HE-Motormanuelle Aufarbeitung Unternehmer 72.918 32.061 40.857


011800 Schutz gegen Wildschäden 17.798 -17.798


012100 Nebennutzungen 5.000 5.000


013600 Verkehrssicherung/Bewirt.Betriebsflächen 4.500 -4.500


022200 Sicherung der Schutzfunktionen 2.000 -2.000


043300 Pers.- u. Masch.einsatz o. Dienste f. Dritte 8.000 10.000 -2.000


060100 Wegeunterhaltung 6.220 -6.220


Gesamtergebnis 141.220 156.888 -15.668


WiPluS


Fläche Wald im regelmäßigen Betrieb
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Wirtschaftsplan Forstbetrieb WiPluS


Forstamt Hanau-Wolfgang


Betrieb Gemeindewald Hammersbach


Revier Revier Nidderau


Geschäftsjahr 2024


Besteuerung Regelbesteuerung


Fläche Wald im regelmäßigen Betrieb 493,9 [ha]


Einschlag (Efm) 1.640


davon FE /X-Holz (Efm) 331


verkauffähiges Holz (Efm) 1.310


Einschlag je Hektar (Efm) 3,3


Erlöse (EUR) 105.720


Kosten (EUR) 43.452


Deckungsbeitrag (EUR) 62.268


Erlöse (EUR/Efm) 81


Kosten (EUR/Efm) 33


Deckungsbeitrag (EUR/Efm) 48


Erlöse (EUR/ha) 214


Kosten (EUR/ha) 88


Deckungsbeitrag (EUR/ha) 126


Erlöse Verjüngung/Pflege/Schutz (EUR) 22.500


Kosten Verjüngung/Pflege/Schutz (EUR) 46.003


Deckungsbeitrag Verjüngung/Pflege/Schutz (EUR) -23.503


Erlöse/ha Verjüngung/Pflege/Schutz (EUR/ha) 46


Kosten/ha Verjüngung/Pflege/Schutz (EUR/ha) 93


Deckungsbeitrag Verjüngung/Pflege/Schutz (EUR/ha) -48
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Liste nach Planobjekten WiPluS


Forstamt Hanau-Wolfgang


Betrieb Gemeindewald Hammersbach


Revier Revier Nidderau


Geschäftsjahr 2024


Besteuerung Regelbesteuerung


Planobjekt Erfassungsmaske Leistung Teilleistung Ausführende Priorität Quartal Bemerkung ME, MAT, BA, HA
In 
Abteilungen Menge je ha


Größe des 
PO (ha) Menge Erlöse in EUR Kosten in EUR Ergebnis in EUR


Default - ganzer Betrieb Biologische Produktion LTG/JB-Pflege/Astung Läuterung /Jungbestandspflege Unternehmer normal Jul/Aug/Sep 13 - 4 Gesamtfläche 9,7 ha ha Läuterung manuell # 0,01 497,50 4,000 3.200,00 -3.200,00


Schutz gegen Wildschäden Gatter/Einzelsch. Kontr./ Rep. Unternehmer normal Apr/Mai/Jun Abt 105, 106, sonstige Lfd. m Gatterkontrolle # 8,04 497,50 4.000,000 4.000,00 -4.000,00
Verbiss-/ Fegeschutz Unternehmer normal Apr/Mai/Jun # Stück Wuchshüllen # 0,60 497,50 300,000 1.500,00 -1.500,00


Verjüngung Kultur- und Jungwuchspflege Unternehmer normal Jul/Aug/Sep 22, 23, 24, 106, 109, 3, 9, 12 ha Freischneiden (aufwändig) # 0,01 497,50 4,000 5.200,00 -5.200,00


Holzernte
HE-Motormanuelle Aufarbeitung 
Unternehmer Hauptnutzung-Kalamität Unternehmer hoch Jul/Aug/Sep Kalamität ganzes Revier EFm Buche # 0,40 497,50 200,000 13.300,00 5.120,00 8.180,00


Sammelhieb Kalamität EFm Eiche # 0,10 497,50 50,000 5.662,50 1.445,00 4.217,50
Pflegenutzung-Kalamität Unternehmer hoch Jul/Aug/Sep Kalamität ganzes Revier EFm Buche # 0,30 497,50 150,000 8.700,00 3.360,00 5.340,00


Kosten und Erlöse Gemeinkosten Nicht zugeordnet - normal
Nicht 
zugeordnet BG - Beiträge # # 0,00 497,50 0,000 6.500,00 -6.500,00


Beförsterungskostenbeitrag  
54,21€/ha Hektar # 1,06 497,50 528,000 28.622,88 -28.622,88


Forstbetriebsplanung 5 €/ha Hektar # 1,06 497,50 528,000 2.640,00 -2.640,00
Grundsteuer # # 0,00 497,50 0,000 600,00 -600,00
Waldbrandversicherung # # 0,00 497,50 0,000 400,00 -400,00
externer Holzverkauf, kalkulatorisch 
3,50 €/Efm EFm # 3,42 497,50 1.700,000 5.950,00 -5.950,00


HE-Motormanuelle Aufarbeitung 
Unternehmer Sonst. Holzernte - normal


Nicht 
zugeordnet


Ankauf Farbe, Nr - plättchen, S - 
Haken # # 0,00 497,50 0,000 600,00 -600,00


Unternehmer normal
Nicht 
zugeordnet


Entzerren, Wege frei machen, 
Schlagpflege, masch. + man. # # 0,00 497,50 0,000 3.500,00 -3.500,00


Hilfeleistung Schlagaufnahme # # 0,00 497,50 0,000 1.800,00 -1.800,00


Nebennutzungen Nebennutzungen - normal
Nicht 
zugeordnet


Einnahmen Schlagabraum; 
Brennholz, grückt # # 0,00 497,50 0,000 5.000,00 5.000,00


Pers.- u. Masch.einsatz o. 
Dienste f. Dritte Nicht zugeordnet - -


Nicht 
zugeordnet


Fördermittel Naturschutzprojekt 
Waldwiese Abt 106 # #


0,00 497,50 0,000 8.000,00 8.000,00


Naturschutzprojekt Waldwiese Abt 
106 # # 0,00 497,50 0,000 10.000,00 -10.000,00


Sicherung der Schutzfunktionen Nicht zugeordnet Unternehmer normal
Nicht 
zugeordnet Waldränder, sonst. Betriebsarbeiten # # 0,00 497,50 0,000 2.000,00 -2.000,00


Verjüngung Pflanzung - normal
Nicht 
zugeordnet Fördermittel für Kulturgatter # # 0,00 497,50 0,000 5.000,00 5.000,00


Fördermittel für Kulturpflanzen # # 0,00 497,50 0,000 15.000,00 15.000,00


Fördermittel für Verkehrssicherung # # 0,00 497,50 0,000 2.500,00 2.500,00
Verkehrssicherung/Bewirt.Betri
ebsflächen Nicht zugeordnet Unternehmer normal


Nicht 
zugeordnet


Verkehrssicherung an Straßen und 
Wegen # # 0,00 497,50 0,000 4.500,00 -4.500,00


Wegeunterhaltung Nicht zugeordnet - normal
Nicht 
zugeordnet Bankette gradern lfd. Meter # 4,02 497,50 2.000,000 2.000,00 -2.000,00


Wegeschotter Tonnen # 0,12 497,50 60,000 900,00 -900,00


Wegeschotter Einbau Gräder/Walze Tonnen # 0,00 497,50 0,000 800,00 -800,00


Unternehmer normal
Nicht 
zugeordnet


Schlaglöcher, Durchässe, Schilder, 
Schranken STD # 0,06 497,50 30,000 1.020,00 -1.020,00
Wegeräumung nach Gewittersturm, 
Ackerräumung # # 0,00 497,50 0,000 1.500,00 -1.500,00


Künstliche Verjüngung Verjüngung Pflanzung Unternehmer normal Jul/Aug/Sep Wegrandgestaltung Stück Sorbus domestica # 0,10 497,50 50,000 310,00 -310,00
Ergebnis 63.162,50 97.467,88 -34.305,38


HN Abt 1 Kalamität Holzernte
HE-Motormanuelle Aufarbeitung 
Unternehmer Hauptnutzung-Kalamität Unternehmer normal Okt/Nov/Dez # EFm Buche ABT: 1 75,00 2,00 150,000 9.900,00 3.840,00 6.060,00


Ergebnis 9.900,00 3.840,00 6.060,00


HN Abt. 15-2  BU Planmäßig Holzernte
HE-Motormanuelle Aufarbeitung 
Unternehmer Hauptnutzung-Kalamität Unternehmer - Jan/Feb/Mrz HN Abt. 15-2  BU Kalamität EFm Buche ABT: 15 25,64 3,90 100,000 7.400,00 2.380,00 5.020,00


Ergebnis 7.400,00 2.380,00 5.020,00


HN Abt. 16-1  Bu Kalamität Holzernte
HE-Motormanuelle Aufarbeitung 
Unternehmer Hauptnutzung-Kalamität Unternehmer - Jan/Feb/Mrz HN Abt. 16-1  Bu Kalamität EFm Buche ABT: 16 24,59 6,10 150,000 10.275,00 3.360,00 6.915,00


Ergebnis 10.275,00 3.360,00 6.915,00
PN Abt 103-1,3 FI, 30/68j. 
Kalamität Biologische Produktion Schutz gegen Wildschäden Gatterneubau/-erweiterung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez Abt. 103 Gatter Lfd. m Drahtgatter Rehwild ABT: 103 425,00 2,00 850,000 7.310,00 -7.310,00


Holzernte
HE-Mechanisierte Aufarbeitung 
Unternehmer Pflegenutzung-Kalamität Unternehmer normal Jan/Feb/Mrz # EFm Fichte ABT: 103 75,00 2,00 150,000 6.195,00 2.835,00 3.360,00


Künstliche Verjüngung Verjüngung Pflanzung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez 103 Stück Acer platanoides ABT: 103 100,00 2,00 200,000 310,00 -310,00
Stück Prunus avium ABT: 103 400,00 2,00 800,000 1.160,00 -1.160,00
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Planobjekt Erfassungsmaske Leistung Teilleistung Ausführende Priorität Quartal Bemerkung ME, MAT, BA, HA
In 
Abteilungen Menge je ha


Größe des 
PO (ha) Menge Erlöse in EUR Kosten in EUR Ergebnis in EUR


Abt. 103 Stück Quercus petrae ABT: 103 2.000,00 2,00 4.000,000 6.400,00 -6.400,00
Stück Quercus rubra ABT: 103 500,00 2,00 1.000,000 1.550,00 -1.550,00


Ergebnis 6.195,00 19.565,00 -13.370,00


PN Abt. 105 BU Planmäßig Holzernte
HE-Mechanisierte Aufarbeitung 
Unternehmer Pflegenutzung-Planmäßig Unternehmer normal Jan/Feb/Mrz PN Abt. 105 BU Planmäßig EFm Buche ABT: 105 25,00 6,00 150,000 10.087,50 2.880,00 7.207,50


Ergebnis 10.087,50 2.880,00 7.207,50


PN Abt. 11 Bu Planmäßig Holzernte
HE-Motormanuelle Aufarbeitung 
Unternehmer Pflegenutzung-Planmäßig Unternehmer normal Okt/Nov/Dez PN Abt. 11 Bu Planmäßig EFm Buche ABT: 11 12,31 6,50 80,000 5.440,00 2.048,00 3.392,00


Ergebnis 5.440,00 2.048,00 3.392,00


PN Abt. 112  Ki Planmäßig Holzernte
HE-Mechanisierte Aufarbeitung 
Unternehmer Pflegenutzung-Planmäßig Unternehmer - Okt/Nov/Dez PN Abt. 112  Ki Planmäßig EFm Kiefer ABT: 112 20,41 9,80 200,000 11.160,00 4.140,00 7.020,00


Ergebnis 11.160,00 4.140,00 7.020,00


PN Abt. 15-3  Bu Planmäßig Holzernte
HE-Motormanuelle Aufarbeitung 
Unternehmer Pflegenutzung-Planmäßig Unternehmer - Jan/Feb/Mrz PN Abt. 15-3  Bu Planmäßig EFm Buche ABT: 15 15,96 11,28 180,000 12.240,00 4.608,00 7.632,00


Ergebnis 12.240,00 4.608,00 7.632,00


PN Abt. 4 A Bu Planmäßig Holzernte
HE-Mechanisierte Aufarbeitung 
Unternehmer Pflegenutzung-Planmäßig Unternehmer - Jan/Feb/Mrz PN Abt. 4 A Bu Planmäßig EFm Buche ABT: 4 26,67 3,00 80,000 5.360,00 1.536,00 3.824,00


Ergebnis 5.360,00 1.536,00 3.824,00


Verjüngung Abt 106 Biologische Produktion Schutz gegen Wildschäden Gatterneubau/-erweiterung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez Abt. 106 Gatter Lfd. m Drahtgatter Rehwild ABT: 106 250,00 1,40 350,000 3.010,00 -3.010,00


Künstliche Verjüngung Verjüngung Pflanzung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez Abt 106 Stück Abies grandis ABT: 106 321,43 1,40 450,000 585,00 -585,00
Stück Acer platanoides ABT: 106 321,43 1,40 450,000 697,50 -697,50


Stück Acer pseudoplatanus ABT: 106 428,57 1,40 600,000 780,00 -780,00


Stück Larix decidua ABT: 106 107,14 1,40 150,000 180,00 -180,00
Stück Prunus avium ABT: 106 35,71 1,40 50,000 72,50 -72,50
Stück Quercus petrae ABT: 106 2.392,86 1,40 3.350,000 5.360,00 -5.360,00


Ergebnis 10.685,00 -10.685,00


Verjüngung Abt. 22C1 Biologische Produktion Schutz gegen Wildschäden Gatterneubau/-erweiterung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez Abt 22C1 Gatter Eiche Lfd. m Drahtgatter Rehwild ABT: 22 255,56 0,90 230,000 1.978,00 -1.978,00


Künstliche Verjüngung Verjüngung Pflanzung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez  Abt. 22C1 Stück Quercus petrae ABT: 22 1.666,67 0,90 1.500,000 2.400,00 -2.400,00
Ergebnis 4.378,00 -4.378,00


Gesamtergebnis 141.220,00 156.887,88 -15.667,88
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Liste nach Teilleistung WiPluS


Forstamt Hanau-Wolfgang


Betrieb Gemeindewald Hammersbach


Revier Revier Nidderau


Geschäftsjahr 2024


Besteuerung Regelbesteuerung


Teilleistung Planobjekt
Erfassungsm
aske Leistung Ausführende Priorität Quartal Bemerkung ME, MAT, BA, HA


Menge je 
ha


Größe des 
PO (ha) Menge Erlöse in EUR Kosten in EUR Ergebnis in EUR


Gatter/Einzelsch. Kontr./ 
Rep. Default - ganzer Betrieb


Biologische 
Produktion


Schutz gegen 
Wildschäden Unternehmer normal Apr/Mai/Jun Abt 105, 106, sonstige Lfd. m Gatterkontrolle 8,04 497,50 4.000 4.000,00 -4.000,00


Ergebnis 4.000,00 -4.000,00
Gatterneubau/-
erweiterung


PN Abt 103-1,3 FI, 30/68j. 
Kalamität


Biologische 
Produktion


Schutz gegen 
Wildschäden Unternehmer normal Okt/Nov/Dez Abt. 103 Gatter


Lfd. m Drahtgatter 
Rehwild 425,00 2,00 850 7.310,00 -7.310,00


Verjüngung Abt 106
Biologische 
Produktion


Schutz gegen 
Wildschäden Unternehmer normal Okt/Nov/Dez Abt. 106 Gatter


Lfd. m Drahtgatter 
Rehwild 250,00 1,40 350 3.010,00 -3.010,00


Verjüngung Abt. 22C1
Biologische 
Produktion


Schutz gegen 
Wildschäden Unternehmer normal Okt/Nov/Dez Abt 22C1 Gatter Eiche


Lfd. m Drahtgatter 
Rehwild 255,56 0,90 230 1.978,00 -1.978,00


Ergebnis 12.298,00 -12.298,00


Hauptnutzung-Kalamität Default - ganzer Betrieb Holzernte


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer hoch Jul/Aug/Sep Kalamität ganzes Revier EFm Buche


0,40 497,50 200 13.300,00 5.120,00 8.180,00


Sammelhieb Kalamität EFm Eiche 0,10 497,50 50 5.662,50 1.445,00 4.217,50


HN Abt 1 Kalamität Holzernte


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer normal Okt/Nov/Dez # EFm Buche


75,00 2,00 150 9.900,00 3.840,00 6.060,00


HN Abt. 15-2  BU 
Planmäßig Holzernte


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer - Jan/Feb/Mrz HN Abt. 15-2  BU Kalamität EFm Buche


25,64 3,90 100 7.400,00 2.380,00 5.020,00


HN Abt. 16-1  Bu 
Kalamität Holzernte


Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer - Jan/Feb/Mrz HN Abt. 16-1  Bu Kalamität EFm Buche 24,59 6,10 150 10.275,00 3.360,00 6.915,00


Ergebnis 46.537,50 16.145,00 30.392,50
Kultur- und 
Jungwuchspflege Default - ganzer Betrieb


Biologische 
Produktion Verjüngung Unternehmer normal Jul/Aug/Sep 22, 23, 24, 106, 109, 3, 9, 12


ha Freischneiden 
(aufwändig) 0,01 497,50 4 5.200,00 -5.200,00


Ergebnis 5.200,00 -5.200,00
Läuterung 
/Jungbestandspflege Default - ganzer Betrieb


Biologische 
Produktion LTG/JB-Pflege/Astung Unternehmer normal Jul/Aug/Sep 13 - 4 Gesamtfläche 9,7 ha ha Läuterung manuell 0,01 497,50 4 3.200,00 -3.200,00


Ergebnis 3.200,00 -3.200,00


Nebennutzungen Default - ganzer Betrieb
Kosten und 
Erlöse Nebennutzungen - normal


Nicht 
zugeordnet


Einnahmen Schlagabraum; 
Brennholz, grückt # 0,00 497,50 0 5.000,00 5.000,00


Ergebnis 5.000,00 5.000,00


Pflanzung Default - ganzer Betrieb
Kosten und 
Erlöse Verjüngung - normal


Nicht 
zugeordnet Fördermittel für Kulturgatter # 0,00 497,50 0 5.000,00 5.000,00


Fördermittel für Kulturpflanzen # 0,00 497,50 0 15.000,00 15.000,00


Fördermittel für Verkehrssicherung # 0,00 497,50 0 2.500,00 2.500,00
Künstliche 
Verjüngung Verjüngung Unternehmer normal Jul/Aug/Sep Wegrandgestaltung Stück Sorbus domestica 0,10 497,50 50 310,00 -310,00


PN Abt 103-1,3 FI, 30/68j. 
Kalamität


Künstliche 
Verjüngung Verjüngung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez 103 Stück Acer platanoides 100,00 2,00 200 310,00 -310,00


Stück Prunus avium 400,00 2,00 800 1.160,00 -1.160,00
Abt. 103 Stück Quercus petrae 2.000,00 2,00 4.000 6.400,00 -6.400,00


Stück Quercus rubra 500,00 2,00 1.000 1.550,00 -1.550,00


Verjüngung Abt 106
Künstliche 
Verjüngung Verjüngung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez Abt 106 Stück Abies grandis 321,43 1,40 450 585,00 -585,00


Stück Acer platanoides 321,43 1,40 450 697,50 -697,50
Stück Acer 
pseudoplatanus 428,57 1,40 600 780,00 -780,00


Stück Larix decidua 107,14 1,40 150 180,00 -180,00
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Teilleistung Planobjekt
Erfassungsm
aske Leistung Ausführende Priorität Quartal Bemerkung ME, MAT, BA, HA


Menge je 
ha


Größe des 
PO (ha) Menge Erlöse in EUR Kosten in EUR Ergebnis in EUR


Stück Prunus avium 35,71 1,40 50 72,50 -72,50
Stück Quercus petrae 2.392,86 1,40 3.350 5.360,00 -5.360,00


Verjüngung Abt. 22C1
Künstliche 
Verjüngung Verjüngung Unternehmer normal Okt/Nov/Dez  Abt. 22C1 Stück Quercus petrae 1.666,67 0,90 1.500 2.400,00 -2.400,00


Ergebnis 22.500,00 19.805,00 2.695,00


Pflegenutzung-Kalamität Default - ganzer Betrieb Holzernte


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer hoch Jul/Aug/Sep Kalamität ganzes Revier EFm Buche


0,30 497,50 150 8.700,00 3.360,00 5.340,00


PN Abt 103-1,3 FI, 30/68j. 
Kalamität Holzernte


HE-Mechanisierte 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer normal Jan/Feb/Mrz # EFm Fichte


75,00 2,00 150 6.195,00 2.835,00 3.360,00


Ergebnis 14.895,00 6.195,00 8.700,00


Pflegenutzung-Planmäßig PN Abt. 105 BU Planmäßig Holzernte


HE-Mechanisierte 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer normal Jan/Feb/Mrz PN Abt. 105 BU Planmäßig EFm Buche


25,00 6,00 150 10.087,50 2.880,00 7.207,50


PN Abt. 11 Bu Planmäßig Holzernte


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer normal Okt/Nov/Dez PN Abt. 11 Bu Planmäßig EFm Buche


12,31 6,50 80 5.440,00 2.048,00 3.392,00


PN Abt. 112  Ki Planmäßig Holzernte


HE-Mechanisierte 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer - Okt/Nov/Dez PN Abt. 112  Ki Planmäßig EFm Kiefer


20,41 9,80 200 11.160,00 4.140,00 7.020,00


PN Abt. 15-3  Bu 
Planmäßig Holzernte


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer - Jan/Feb/Mrz PN Abt. 15-3  Bu Planmäßig EFm Buche


15,96 11,28 180 12.240,00 4.608,00 7.632,00


PN Abt. 4 A Bu Planmäßig Holzernte


HE-Mechanisierte 
Aufarbeitung 
Unternehmer Unternehmer - Jan/Feb/Mrz PN Abt. 4 A Bu Planmäßig EFm Buche


26,67 3,00 80 5.360,00 1.536,00 3.824,00


Ergebnis 44.287,50 15.212,00 29.075,50


Sonst. Holzernte Default - ganzer Betrieb
Kosten und 
Erlöse


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung 
Unternehmer - normal


Nicht 
zugeordnet


Ankauf Farbe, Nr - plättchen, S - 
Haken #


0,00 497,50 0 600,00 -600,00


Unternehmer normal
Nicht 
zugeordnet


Entzerren, Wege frei machen, 
Schlagpflege, masch. + man. # 0,00 497,50 0 3.500,00 -3.500,00


Hilfeleistung Schlagaufnahme # 0,00 497,50 0 1.800,00 -1.800,00
Ergebnis 5.900,00 -5.900,00


Verbiss-/ Fegeschutz Default - ganzer Betrieb
Biologische 
Produktion


Schutz gegen 
Wildschäden Unternehmer normal Apr/Mai/Jun # Stück Wuchshüllen 0,60 497,50 300 1.500,00 -1.500,00


Ergebnis 1.500,00 -1.500,00


Nicht zugeordnet Default - ganzer Betrieb
Kosten und 
Erlöse Gemeinkosten - normal


Nicht 
zugeordnet BG - Beiträge # 0,00 497,50 0 6.500,00 -6.500,00


Beförsterungskostenbeitrag  
54,21€/ha Hektar 1,06 497,50 528 28.622,88 -28.622,88


Forstbetriebsplanung 5 €/ha Hektar 1,06 497,50 528 2.640,00 -2.640,00
Grundsteuer # 0,00 497,50 0 600,00 -600,00
Waldbrandversicherung # 0,00 497,50 0 400,00 -400,00
externer Holzverkauf, kalkulatorisch 
3,50 €/Efm EFm 3,42 497,50 1.700 5.950,00 -5.950,00


Pers.- u. Masch.einsatz 
o. Dienste f. Dritte - -


Nicht 
zugeordnet


Fördermittel Naturschutzprojekt 
Waldwiese Abt 106 #


0,00 497,50 0 8.000,00 8.000,00


Naturschutzprojekt Waldwiese Abt 
106 # 0,00 497,50 0 10.000,00 -10.000,00


Sicherung der 
Schutzfunktionen Unternehmer normal


Nicht 
zugeordnet Waldränder, sonst. Betriebsarbeiten # 0,00 497,50 0 2.000,00 -2.000,00


Verkehrssicherung/Bewir
t.Betriebsflächen Unternehmer normal


Nicht 
zugeordnet


Verkehrssicherung an Straßen und 
Wegen # 0,00 497,50 0 4.500,00 -4.500,00


Wegeunterhaltung - normal
Nicht 
zugeordnet Bankette gradern lfd. Meter 4,02 497,50 2.000 2.000,00 -2.000,00


Wegeschotter Tonnen 0,12 497,50 60 900,00 -900,00


Wegeschotter Einbau Gräder/Walze Tonnen 0,00 497,50 0 800,00 -800,00


Unternehmer normal
Nicht 
zugeordnet


Schlaglöcher, Durchässe, Schilder, 
Schranken STD 0,06 497,50 30 1.020,00 -1.020,00
Wegeräumung nach Gewittersturm, 
Ackerräumung # 0,00 497,50 0 1.500,00 -1.500,00
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Teilleistung Planobjekt
Erfassungsm
aske Leistung Ausführende Priorität Quartal Bemerkung ME, MAT, BA, HA


Menge je 
ha


Größe des 
PO (ha) Menge Erlöse in EUR Kosten in EUR Ergebnis in EUR


Ergebnis 8.000,00 67.432,88 -59.432,88
Gesamtergebnis 141.220,00 156.887,88 -15.667,88
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Hauungsplan nach Planobjekten WiPluS


Forstamt Hanau-Wolfgang


Betrieb Gemeindewald Hammersbach


Revier Revier Nidderau


Geschäftsjahr 2024
Besteuerung Regelbesteuerung


Planobjekt Aufarbeitungsverf. Ausführende Kostenstufe Teilleistung Bemerkung Priorität Quartal Holzart
Sorti
ment Kunde EFm Erlöse Kosten Ergebnis


Fläche des PO 
[ha]


Default - ganzer Betrieb
HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung U. Unternehmer hoch Hauptnutzung-Kalamität Kalamität ganzes Revier hoch Jul/Aug/Sep BU SB- Nicht zugeordnet 60 5.100,00 1.920,00 3.180,00 497,50


PH Nicht zugeordnet 40 3.400,00 1.280,00 2.120,00 497,50
IH Nicht zugeordnet 60 4.800,00 1.920,00 2.880,00 497,50
FE Nicht zugeordnet 40 0,00 0,00 0,00 497,50


Sammelhieb Kalamität hoch Jul/Aug/Sep EI SB+ Nicht zugeordnet 5 1.650,00 170,00 1.480,00 497,50
SB- Nicht zugeordnet 15 2.625,00 510,00 2.115,00 497,50
PH Nicht zugeordnet 8 487,50 255,00 232,50 497,50
IH Nicht zugeordnet 15 900,00 510,00 390,00 497,50
FE Nicht zugeordnet 8 0,00 0,00 0,00 497,50


Pflegenutzung-Kalamität Kalamität ganzes Revier hoch Jul/Aug/Sep BU SB- Nicht zugeordnet 30 2.550,00 960,00 1.590,00 497,50
PH Nicht zugeordnet 30 2.550,00 960,00 1.590,00 497,50
IH Nicht zugeordnet 45 3.600,00 1.440,00 2.160,00 497,50
FE Nicht zugeordnet 45 0,00 0,00 0,00 497,50


HN Abt 1 Kalamität
HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung U. Unternehmer hoch Hauptnutzung-Kalamität # normal Okt/Nov/Dez BU SB- Nicht zugeordnet 30 2.550,00 960,00 1.590,00 2,00


PH Nicht zugeordnet 30 2.550,00 960,00 1.590,00 2,00
IH Nicht zugeordnet 60 4.800,00 1.920,00 2.880,00 2,00
FE Nicht zugeordnet 30 0,00 0,00 0,00 2,00


HN Abt. 15-2  BU 
Planmäßig


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung U. Unternehmer mittel Hauptnutzung-Kalamität HN Abt. 15-2  BU Kalamität - Jan/Feb/Mrz BU SB+ Nicht zugeordnet 10 1.250,00 280,00 970,00 3,90


SB- Nicht zugeordnet 30 2.550,00 840,00 1.710,00 3,90
IH Nicht zugeordnet 45 3.600,00 1.260,00 2.340,00 3,90
FE Nicht zugeordnet 15 0,00 0,00 0,00 3,90


HN Abt. 16-1  Bu 
Kalamität


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung U. Unternehmer mittel Hauptnutzung-Kalamität HN Abt. 16-1  Bu Kalamität - Jan/Feb/Mrz BU SB+ Nicht zugeordnet 8 937,50 210,00 727,50 6,10


SB- Nicht zugeordnet 45 3.825,00 1.260,00 2.565,00 6,10
PH Nicht zugeordnet 23 1.912,50 630,00 1.282,50 6,10
IH Nicht zugeordnet 45 3.600,00 1.260,00 2.340,00 6,10
FE Nicht zugeordnet 30 0,00 0,00 0,00 6,10


PN Abt 103-1,3 FI, 
30/68j. Kalamität


HE-Mechanisierte 
Aufarbeitung U. Unternehmer hoch Pflegenutzung-Kalamität # normal Jan/Feb/Mrz FI PZ Nicht zugeordnet 15 1.575,00 405,00 1.170,00 2,00


PAL Nicht zugeordnet 30 2.220,00 810,00 1.410,00 2,00
IH Nicht zugeordnet 60 2.400,00 1.620,00 780,00 2,00
FE Nicht zugeordnet 45 0,00 0,00 0,00 2,00


PN Abt. 105 BU 
Planmäßig


HE-Mechanisierte 
Aufarbeitung U. Unternehmer mittel Pflegenutzung-Planmäßig PN Abt. 105 BU Planmäßig normal Jan/Feb/Mrz BU SB- Nicht zugeordnet 8 637,50 180,00 457,50 6,00


PH Nicht zugeordnet 90 7.650,00 2.160,00 5.490,00 6,00
IH Nicht zugeordnet 23 1.800,00 540,00 1.260,00 6,00
FE Nicht zugeordnet 30 0,00 0,00 0,00 6,00


PN Abt. 11 Bu Planmäßig
HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung U. Unternehmer hoch Pflegenutzung-Planmäßig PN Abt. 11 Bu Planmäßig normal Okt/Nov/Dez BU PH Nicht zugeordnet 64 5.440,00 2.048,00 3.392,00 6,50


FE Nicht zugeordnet 16 0,00 0,00 0,00 6,50
PN Abt. 112  Ki 
Planmäßig


HE-Mechanisierte 
Aufarbeitung U. Unternehmer mittel Pflegenutzung-Planmäßig PN Abt. 112  Ki Planmäßig - Okt/Nov/Dez KI PZ Nicht zugeordnet 40 2.880,00 920,00 1.960,00 9,80
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Planobjekt Aufarbeitungsverf. Ausführende Kostenstufe Teilleistung Bemerkung Priorität Quartal Holzart
Sorti
ment Kunde EFm Erlöse Kosten Ergebnis


Fläche des PO 
[ha]


PAL Nicht zugeordnet 80 5.280,00 1.840,00 3.440,00 9,80
IH Nicht zugeordnet 60 3.000,00 1.380,00 1.620,00 9,80
FE Nicht zugeordnet 20 0,00 0,00 0,00 9,80


PN Abt. 15-3  Bu 
Planmäßig


HE-Motormanuelle 
Aufarbeitung U. Unternehmer hoch Pflegenutzung-Planmäßig PN Abt. 15-3  Bu Planmäßig - Jan/Feb/Mrz BU PH Nicht zugeordnet 144 12.240,00 4.608,00 7.632,00 11,28


FE Nicht zugeordnet 36 0,00 0,00 0,00 11,28
PN Abt. 4 A Bu 
Planmäßig


HE-Mechanisierte 
Aufarbeitung U. Unternehmer mittel Pflegenutzung-Planmäßig PN Abt. 4 A Bu Planmäßig - Jan/Feb/Mrz BU PH Nicht zugeordnet 48 4.080,00 1.152,00 2.928,00 3,00


IH Nicht zugeordnet 16 1.280,00 384,00 896,00 3,00
FE Nicht zugeordnet 16 0,00 0,00 0,00 3,00


Gesamtergebnis 1.640 105.720,00 37.552,00 68.168,00 548,08
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Hauungsplan nach Sorten WiPluS


Forstamt Hanau-Wolfgang


Betrieb Gemeindewald Hammersbach


Revier Revier Nidderau


Geschäftsjahr 2024


HAG - HA W SB+ SB- PZ PAL PH IH EH BR FE Summe


     Gesamtergebnis 23 218 55 110 476 429 331 1.640


[+] Buche 18 203 469 294 258 1.240


[+] Eiche 5 15 8 15 8 50


[+] Fichte 15 30 60 45 150


[+] Kiefer 40 80 60 20 200


Sortiment
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Hauungsplan nach Art der Nutzung WiPluS


Forstamt Hanau-Wolfgang


Betrieb Gemeindewald Hammersbach


Revier Revier Nidderau


Geschäftsjahr 2024


Holzartengr.
ausgegl. HS
2022


Wirtschaftsplanung
2024


Ist
2024


ausgegl. HS
2022


Wirtschaftsplanung
2024


Ist
2024


ausgegl. HS 
2022


Wirtschaftsplanung 
2024


Ist 
2024


Eiche 175 50 86 260 50


Buche 2.430 600 1.195 640 3.625 1.240


Fichte 5 -840 150 -835 150


Kiefer 11 134 200 145 200


Summe 2.620 650 575 990 3.195 1.640


nachrichtl.
Wirtschaftsplanung
2024


Ist
2024


sonstige HE


Hauptnutzung Pflegenutzung Summe


-1.500


-1.000


-500


0


500


1.000


1.500


2.000


2.500


3.000


3.500


4.000


Eiche Buche Fichte Kiefer


ausgegl. HS
2022
Wirtschaftsplanung
2024
Ist
2024


ohne sonst. HE


Efm
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Pflanzenbedarf WiPluS


Forstamt


Betrieb Gemeindewald Hammersbach


Geschäftsjahr 2024


Revier Betrieb
Kalenderja
hr Quartal Teilleistung Planobjekt Waldort Baumart Pflanzengröße Pflanzenherkunft Ausführende Bemerkung


Verjüngungs-
fläche (in ha) Menge (ST)


Gesamtpreis 
(in EUR)
Netto


Durchschnittspr
eis 
(in EUR/ST)


336
Gemeindewald 
Hammersbach 2024 Jul/Aug/Sep Pflanzung


Default - ganzer 
Betrieb # SPL 50 bis 80 cm # Unternehmer Wegrandgestaltung


0,00 50 310,00 6,20


Okt/Nov/De
z Pflanzung


PN Abt 103-1,3 
FI, 30/68j. 
Kalamität # REI 30 bis 50 cm 81600 Unternehmer Abt. 103


0,25 1.000 1.550,00 1,55


SAH 30 bis 50 cm 80000 Unternehmer 103 0,05 200 310,00 1,55
TEI 30 bis 50 cm 81800 Unternehmer Abt. 103 0,50 4.000 6.400,00 1,60
VKR 30 bis 50 cm 81401 Unternehmer 103 0,20 800 1.160,00 1,45


Verjüngung Abt 
106 # BAH 30 bis 50 cm 80100 Unternehmer Abt 106 0,15 600 780,00 1,30


ELA 15 bis 30 cm 83700 Unternehmer Abt 106 0,00 150 180,00 1,20
GTA 15 bis 30 cm 83000 Unternehmer Abt 106 0,20 450 585,00 1,30
SAH 30 bis 50 cm 80000 Unternehmer Abt 106 0,10 450 697,50 1,55
TEI 30 bis 50 cm 81800 Unternehmer Abt 106 0,40 3.350 5.360,00 1,60
VKR 30 bis 50 cm 81404 Unternehmer Abt 106 0,00 50 72,50 1,45


Verjüngung Abt. 
22C1 # TEI 30 bis 50 cm 81800 Unternehmer  Abt. 22C1 0,20 1.500 2.400,00 1,60


Ergebnis 2,05 12.600 19.805,00 1,57


Hanau-Wolfgang
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Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 146/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Haupt- und Finanzausschuss 23.11.2023 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 4 
  
Betreff: 
 
Gesamtabschluss 2019-2021 
Antrag Gemeindevorstand  
 
 


 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Verzicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses zum 31.12.2019, 31.12.2020 und 31.12.2021 
wird beschlossen. 
 
 
 
 
Die Ausschussvorsitzende berichtet in der Sitzung.  
 
 
 
 
 
 
 


Beschluss: 


Mit ....... Ja-Stimmen gegen ....... Nein-Stimmen bei ....... Enthaltungen wird wie vorgeschlagen 
beschlossen / wird wie folgt beschlossen: 


 


Weitergegeben an:                            Datum: 


erledigt am:      Veranlasser: 








Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 147/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Haupt- und Finanzausschuss 23.11.2023 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 5 
  
Betreff: 
 
Kooperationsvertrag IKZ Altablagerungen und Altstandorte  
Antrag Gemeindevorstand 
 
 


 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung wird gebeten, wie folgt zu beschließen: 
 
1) Der Teilnahme der Gemeinde Hammersbach an der Interkommunalen Zusammenarbeit mit dem 
Main-Kinzig-Kreis zur Erfassung von Altablagerungen und Altstandorten im Main-Kinzig-Kreis wird 
zugestimmt. 
 
2) Der Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung (Kooperationsvereinbarung) über eine Interkommunale 
Zusammenarbeit zur Erfassung von Altablagerungen und Altstandorten im Main-Kinzig-Kreis 
zwischen den kreisangehörigen Kommunen Bad Orb, Bad Soden-Salmünster, Biebergemünd, 
Erlensee sowie Hammersbach und dem Main-Kinzig-Kreis wird zugestimmt. 
 
3) Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
(Kooperationsvereinbarung) für die Gemeinde Hammersbach mit dem Main-Kinzig-Kreis 
abzuschließen. 
 
 
Die Ausschussvorsitzende berichtet in der Sitzung.  
 
 


Beschluss: 


Mit ....... Ja-Stimmen gegen ....... Nein-Stimmen bei ....... Enthaltungen wird wie vorgeschlagen 
beschlossen / wird wie folgt beschlossen: 


 


Weitergegeben an:                            Datum: 


erledigt am:      Veranlasser: 








Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 148/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Haupt- und Finanzausschuss 23.11.2023 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 6 
  
Betreff: 
 
Ausübung des gesetzlichen Vorkaufsrechts  
Antrag Gemeindevorstand  
 
 


 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Es wird festgestellt, dass bei dem nachfolgend aufgeführten Kaufvertrag ein gesetzliches 
Vorkaufsrecht besteht und ausgeübt wird: 
 
UR-Nr. 204/2023 vom 25.09.2023, Notarin Kerstin Martin, Hammersbach 
Grundstücke: Gemarkung Marköbel, Flur 19,  
 Flurstück 200/9, Gebäude- und Freifläche, Langenbergheimer Str. 9, 421 m² 
Kaufpreis: 70.000,00 € zzgl. Kaufnebenkosten 
 
Der außerplanmäßigen Ausgabe wird zugestimmt. 
 
 
 
 
Die Ausschussvorsitzende berichtet in der Sitzung.  
 
 


Beschluss: 


Mit ....... Ja-Stimmen gegen ....... Nein-Stimmen bei ....... Enthaltungen wird wie vorgeschlagen 
beschlossen / wird wie folgt beschlossen: 


 


Weitergegeben an:                            Datum: 


erledigt am:      Veranlasser: 








Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 149/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 7 
  
Betreff: 
 
Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; Kapitalerhöhung  
Antrag Gemeindevorstand  
 
 


 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeinde Hammersbach stimmt der Erhöhung des Stammkapitals von 100.000 EUR auf 200.000 
EUR durch Änderung des Gesellschaftsvertrages und der Anpassung des Konsortialvertrages der 
KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sowie dem Verzicht auf den Erwerb neuer 
Geschäftsanteile zu. Der Anpassung des Konsortialvertrages auch zu den weiter dargestellten 
Themen wird zugestimmt. 
 
Der Bürgermeister bzw. sein gesetzlicher Vertreter werden ermächtigt und beauftragt, den 
Anteilserwerb umzusetzen und zur Umsetzung des Beschlusses einen Beauftragten gemäß Anlage B 
unter Befreiung von § 181 BGB zu bevollmächtigen, die notwendigen Beschlüsse zur Änderung des 
Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH zur Erhöhung des 
Stammkapitals und zum Verzicht auf den Erwerb neuer Anteile an der KEAM zu fassen und alle 
weiteren Schritte zur Umsetzung einschließlich einer Anpassung des Konsortialvertrages auch zu 
weiteren Themen in die Wege zu leiten. 
 
 
Begründung:  
 
Hintergrund der KEAM ist, dass die EAM-Gruppe als regionaler Energieversorger interessierten 
Kommunen, kommunalen Einrichtungen und Landkreisen in ihrem Geschäftsgebiet die Möglichkeit 
bieten möchte durch eine Beteiligung an der Gesellschaft, effizient und unkompliziert Strom und 
Erdgas für ihre eigenen Liegenschaften zu beschaffen. 
Neben der Gemeinde Hammersbach sind noch weitere 156 kommunale Gesellschafter und die EAM 
Beteiligungen GmbH (nachfolgend „EAMB“) an der KEAM beteiligt. Gegenwärtig können keine 
weiteren kommunalen Gesellschafter an der KEAM beteiligt werden, da EAMB keine Anteile mehr 
veräußern kann. Die Aufnahme neuer kommunale Gesellschafter soll durch eine Kapitalerhöhung 
ermöglicht werden. 







Mit einer Satzungsänderung soll das Stammkapital der KEAM von 100.000 Anteilen auf 200.000 
erhöht werden. Sämtliche kommunalen Gesellschafter sollen auf ihr Recht zum Bezug der neuen 
Geschäftsanteile verzichten und allein EAMB soll die neuen Anteile übernehmen.  
Auch wenn sich die Beteiligung der Kommune durch den Verzicht auf den Erwerb weiterer Anteil 
reduzieren wird, ist dies irrelevant. Der Zweck der Beteiligung der Kommune, über die KEAM ohne 
ein Vergabeverfahren Energie zu beschaffen, wird durch die Kapitalerhöhung und den Erwerb der 
neuen Anteile durch die EAMB nicht berührt. Da EAMB zudem grundsätzlich kein Stimmrecht als 
Gesellschafter hat, ist die Erhöhung der Beteiligung auch in Bezug auf die Stimmrechte kommunalen 
Gesellschafter irrelevant. 
 
Die Beteiligung der EAMB an der KEAM wird sich durch die beabsichtigte Kapitalerhöhung von 16,5 % 
auf 58,25 % erhöhen. Im Nachgang kann EAMB Anteile an neue kommunale Gesellschafter 
veräußern. Die Konditionen werden sich nicht von den Konditionen unterscheiden, zu denen die 
Kommune die Beteiligung ursprünglich erworben hat. 
Weitere Details sind dem als Anlage F beigefügten Informationsmemorandum sowie der einsehbaren 
Beschlussvorlage (Anlage A, dort TOP 2 Ziffer 1) zu entnehmen. 
 
Als weitere Dokumente sind  
•die Beschlussvorlagen und Erläuterungen der KEAM als Anlage A 
•die Mustervollmacht der KEAM als Anlage B 
•der Gesellschaftsvertrag der KEAM als Anlage C und 
•der Konsortialvertrag der KEAM als Anlage D 
 
in der Verwaltung der Gemeinde Hammersbach im Rahmen der üblichen Geschäftszeiten jederzeit 
einsehbar und werden bei Bedarf zur Verfügung gestellt. 
Die Beteiligung ist kommunalrechtlich zulässig: Mit der Beteiligung wird ein öffentlicher Zweck, 
nämlich die Energieversorgung der kommunalen Liegenschaften und Anlagen verfolgt. Auch nach der 
Kapitalerhöhung steht die Beteiligungshöhe, die sich an der Einwohnerzahl orientiert, in 
angemessenem Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gebietskörperschaft. 
Da sich durch den Verzicht auf den Bezug neuer Anteile die bisherige Beteiligungshöhe verwässert, 
bzw. reduziert, soll vorsorglich eine Zustimmung der kommunalen Gremien eingeholt werden. 
 
Zur Erhöhung des Stammkapitals ist eine Änderung des Gesellschaftsvertrages erforderlich. Ein 
entsprechender Gesellschafterbeschluss ist notariell zu beurkunden. Notarkosten fallen bei der 
Kommune nicht an. Der gesetzliche Vertreter der Gebietskörperschaft wird zur Umsetzung dieser 
Maßnahme ermächtigt. Darüber hinaus wird er ermächtigt, eine Vollmacht gemäß Anlage B zu 
erteilen.  
Die Beteiligung wird der zuständigen Aufsichtsbehörde nach Beschlussfassung angezeigt. 
Anlässlich der Kapitalerhöhung erfolgen weitere in der Beschlussvorlage (Anlage A) dargestellten 
Anpassungen am Konsortialvertrag, die nicht beschluss- und anzeigepflichtig sind. Dennoch sollen 
diese Themen kurz erläutert werden, um ein vollständiges Bild zu gewährleisten: 
 
•Für die KEAM besteht ein Risiko, dass einzelne Gesellschafter Energielieferverträge kündigen und 
die schon beschaffte Energiemengen mit einem Verlust für die KEAM und mittelbar für die übrigen 
Gesellschafter veräußern müsste. Für die Jahre 2024 und 2025 wurde dieses Risiko durch 
Erklärungen der Gesellschafter zur Laufzeit der Energielieferverträge ausgeschlossen, auf deren Basis 







die Beschaffung erfolgte. Zukünftig soll der Zeitraum der Energiebeschaffung mit den verbindlichen 
Laufzeiten der Energielieferverträge und des Konsortialvertrages der KEAM einheitlich auf drei Jahre 
angeglichen werden. Für weitere Details wird auf die Beschlussvorlage (Anlage A, dort TOP 2 Ziffer 2.) 
verwiesen. 
 
•Im Konsortialvertrag sollen zudem die Beitrittsmöglichkeit für Kommunen des Landkreises 
Altenkirchen erweitert werden, die Regelungen zur Erbringung von Dienstleistungen zwischen EAM 
und KEAM aktualisiert werden und formale Anpassungen erfolgen. Insoweit wird auf die 
Beschlussvorlage (Anlage A dort TOP 2 Ziffer 3) verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Beschluss: 


Mit ....... Ja-Stimmen gegen ....... Nein-Stimmen bei ....... Enthaltungen wird wie vorgeschlagen 
beschlossen / wird wie folgt beschlossen: 


 


Weitergegeben an:                            Datum: 


erledigt am:      Veranlasser: 








Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 150/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Bau- und Planungsausschuss 26.09.2023 
Bau- und Planungsausschuss  21.11.2023 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 8 
  
Betreff: 
 
Baumbestattungen auf den Friedhöfen ermöglichen  
Antrag SPD-Fraktion  
 
 


 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt Baumbestattungen auf den Friedhöfen in Hammersbach zu 
ermöglichen. Geeignete Flächen sind auszuwählen und entsprechend zu gestalten. Es soll bei der 
Neuanpflanzung darauf geachtet werden, dass unterschiedliche Baumarten standortgerecht 
verwendet werden.  
Schon vorhandene Gestaltungskonzepte (Alter Friedhof Marköbel) finden Berücksichtigung und 
werden weiterentwickelt. Die bereits erarbeiteten Anregungen der Kirchengemeinde Langen-
Bergheim fließen ein. 
 
 
 
 
Der Ausschussvorsitzende berichtet in der Sitzung.  
 
 
 
 


Beschluss: 


Mit ....... Ja-Stimmen gegen ....... Nein-Stimmen bei ....... Enthaltungen wird wie vorgeschlagen 
beschlossen / wird wie folgt beschlossen: 


 


Weitergegeben an:                            Datum: 


erledigt am:      Veranlasser: 








 


SPD-Fraktion Hammersbach  Fon 06185 - 1244    www.spd-hammersbach.de 


An der Schafwiese 8  mobil 0163 - 7014064 


63546 Hammersbach  wilhelm.dietzel@spd-hammersbach.de 


Musterstadt 


 


 


 


 


SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS 


FRAKTION IN DER GEMEINDEVERTRETUNG       
 


 


 


 


 


 


11.07.2023 


 


Sehr geehrte Frau Dietzel, 


die SPD-Fraktion bittet Sie, den folgenden Antrag zur Beratung und Beschlussfassung 


weiterzuleiten: 


 


Antrag: Baumbestattungen auf den Friedhöfen ermöglichen 


Der Gemeindevorstand wird beauftragt Baumbestattungen auf den Friedhöfen in 


Hammersbach zu ermöglichen. Geeignete Flächen sind auszuwählen und entspre-


chend zu gestalten. Es soll bei der Neuanpflanzung darauf geachtet werden, dass un-


terschiedliche Baumarten standortgerecht verwendet werden.  


Schon vorhandene Gestaltungskonzepte (Alter Friedhof Marköbel) finden Berücksichti-


gung und werden weiterentwickelt. Die bereits erarbeiteten Anregungen der Kirchen-


gemeinde Langen-Bergheim fließen ein. 


 


Begründung: 


Alternative Bestattungsformen werden zunehmend beliebt. Einer der Gründe, sich für 


diese unterschiedlichen Arten der Bestattung außerhalb von Reihen- oder Familiengrä-


bern zu entscheiden, ist die Sorge, seine Nachkommen bei der Grabpflege zu sehr zu 


belasten. Deshalb weichen manche Familien auf „Waldbestattungen“ aus, mit dem 


Nachteil, dass die Hinterbliebenen bei fortschreitender Gebrechlichkeit auf den Besuch 


der Grabstätte verzichten müssen. Die „Baumbestattung“ auf dem heimischen Fried-


hof bietet hier eine sehr gute Alternative. Bei der Auswahl der Bäume muss darauf ge-


achtet werden, dass eine entsprechend lange Lebensdauer (bis 50 Jahre) prognostiziert 


werden kann. 


 


 


An die 
Vorsitzende 
der Gemeindevertretung Hammersbach 
Frau Ursula Dietzel 
- Rathaus - 
63546 Hammersbach 


 







 


SPD-Fraktion Hammersbach  Fon 06185 - 1244    www.spd-hammersbach.de 


An der Schafwiese 8  mobil 0163 - 7014064 


63546 Hammersbach  wilhelm.dietzel@spd-hammersbach.de 


- 2 - 


 


Mit freundlichen Grüßen  


 


Wilhelm Dietzel 


Fraktionsvorsitzender 


 








Vorlage an die Gemeindevertretung 
Legislaturperiode 2021/2026 


Drucksache Nr. 151/2023 


Beratungsfolge: Sitzungstermin: 
Bau- und Planungsausschuss  21.11.2023 
Gemeindevertretung 12.12.2023 
  
Tagesordnungspunkt: 9 
  
Betreff: 
 
Fortentwicklung der Friedhöfe in beiden Ortsteilen 
Antrag Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 


 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeindevorstand wird gebeten, die folgenden notwendigen Maßnahmen und Prüfungen mit 
dem Ziel und der Maßgabe umzusetzen, die örtlichen Friedhöfe in einer Gesamtkonzeptionierung 
weiterzuentwickeln: 


- Urnengräber sollen zukünftig so angeordnet werden, dass Besucherinnen und Besucher 
der Urnen auch mit einem Rollator an das Urnengrab gelangen können. Eine 
entsprechende Konzeptionierung ist vorzunehmen 


- Auf dem Marköbler (neuen) Friedhof ist in der Nähe der Urnengräber eine weitere 
Wasserentnahmestelle einzurichten 


- Für die Trauerhalle auf dem Langen-Bergheimer Friedhof sollen die notwendigen 
Schönheitsreparaturen in Abstimmung mit der Kirchengemeinde Langen-Bergheim 
ermittelt und umgesetzt werden  


- Auf den Friedhöfen sollen zukünftig kleine Handwagen für die Grabpflege vorgehalten 
werden 


- Der Gemeindevorstand wird gebeten zu prüfen, welche Flächen für sogenannte 
Baumbestattungen auf unseren Friedhöfen tatsächlich zur Verfügung stehen (zum 
Beispiel in Anbetracht bestehender Belegungsrechte). Soweit ausreichend nutzbare 
Fläche vorhanden ist, wird der Gemeindevorstand gebeten, die Gebührenordnung zur 
Friedhofsordnung entsprechend zu überarbeiten und die notwendigen Maßnahmen zur 
Umsetzung auf den Friedhöfen einzuleiten, diese sind jedoch vorher dem Bau- und 
Planungsausschuss zur Beratung vorzulegen 


- Der Gemeindevorstand wird gebeten zu prüfen, welche Möglichkeiten im Hinblick auf 
anonyme Bestattungen auf den Hammersbacher Friedhöfen möglich wären 


- Der Gemeindevorstand wird gebeten zu prüfen, ob die Möglichkeit auf den 
Hammersbacher Friedhöfen besteht, ein sogenanntes Sternenkinderfeld zu errichten, für 
das Eltern keine Grabgebühren zahlen müssen. Soweit notwendig, ist die entsprechende 
Gebührenordnung zur Friedhofsordnung zu überarbeiten 


 
Der Ausschussvorsitzende berichtet in der Sitzung.  
 


 


 







 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Beschluss: 


Mit ....... Ja-Stimmen gegen ....... Nein-Stimmen bei ....... Enthaltungen wird wie vorgeschlagen 
beschlossen / wird wie folgt beschlossen: 


Weitergegeben an:                            Datum: 


erledigt am:      Veranlasser: 








 
  
 
 
  
 
 
  
 
 


Fraktion BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
Fraktionsv orsitzende:  Antje  Schöny  
Adresse: Ronneburg Straße  16 
Tel . :  06185 -  923 
Mai l :  schoeny@ttnetz.de  
Internet: www.gruene-hammersbach.de  


CDU Fraktion Ha mmersbach  
Fraktionsv orsitzender:  Alexander  Kovacsek  
Adresse: Am Storchsborn  4  
Tel . :  0152 0  295 3844  
Mai l :  Alexander-Kovacsek@onl ine.de 
Internet: www.cdu-hammersbach.de  


#gemeinsinnundzusammenhaltstärken 


 


Frau Gemeindevertretervorsitzende Dietzel 
Gemeinde Hammersbach 
- Rathaus - 
Köbler Weg 44 
63546 Hammersbach 
 
 
 
 


 
  


  


  


Die Fraktionsvorsitzenden 


Hammersbach, 26.09.2023 


Sehr geehrte Frau Gemeindevertretervorsitzende Dietzel, 
sehr geehrte Damen und Herren,  
 


die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN bringen folgenden Antrag in die 
Gemeindevertretung ein und bittet um Überweisung in den Bau- und Planungsausschuss.  
 


Fortentwicklung der Friedhöfe in beiden Ortseilen 
 


Der Gemeindevorstand wird gebeten, die folgenden notwendigen Maßnahmen und Prüfungen mit 
dem Ziel und der Maßgabe umzusetzen, die örtlichen Friedhöfe in einer Gesamtkonzeptionierung 
weiterzuentwickeln: 
 


- Urnengräber sollen zukünftig so angeordnet werden, dass Besucherinnen und Besucher 
der Urnen auch mit einem Rollator an das Urnengrab gelangen können. Eine 
entsprechende Konzeptionierung ist vorzunehmen 


- Auf dem Marköbler (neuen) Friedhof ist in der Nähe der Urnengräber eine weitere 
Wasserentnahmestelle einzurichten 


- Für die Trauerhalle auf dem Langen-Bergheimer Friedhof sollen die notwendigen 
Schönheitsreparaturen in Abstimmung mit der Kirchengemeinde Langen-Bergheim 
ermittelt und umgesetzt werden  


- Auf den Friedhöfen sollen zukünftig kleine Handwagen für die Grabpflege vorgehalten 
werden 


- Der Gemeindevorstand wird gebeten zu prüfen, welche Flächen für sogenannte 
Baumbestattungen auf unseren Friedhöfen tatsächlich zur Verfügung stehen (zum Beispiel 
in Anbetracht bestehender Belegungsrechte). Soweit ausreichend nutzbare Fläche 
vorhanden ist, wird der Gemeindevorstand gebeten, die Gebührenordnung zur 
Friedhofsordnung entsprechend zu überarbeiten und die notwendigen Maßnahmen zur 
Umsetzung auf den Friedhöfen einzuleiten, diese sind jedoch vorher dem Bau- und 
Planungsausschuss zur Beratung vorzulegen 


- Der Gemeindevorstand wird gebeten zu prüfen, welche Möglichkeiten im Hinblick auf 
anonyme Bestattungen auf den Hammersbacher Friedhöfen möglich wären 


- Der Gemeindevorstand wird gebeten zu prüfen, ob die Möglichkeit auf den 
Hammersbacher Friedhöfen besteht, ein sogenanntes Sternenkinderfeld zu errichten, für 
das Eltern keine Grabgebühren zahlen müssen. Soweit notwendig, ist die entsprechende 
Gebührenordnung zur Friedhofsordnung zu überarbeiten 


 
 
Begründung:  
 
Die schwarz-grüne Koalition will mit dem Antrag die Friedhöfe in unserer Gemeinde weiterentwickeln. 
Zum einen sollen ergänzende Bestattungsangebote geprüft und, wenn möglich umgesetzt werden, um 







 
  
 


 
 
den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger nach unterschiedlichen Bestattungsmöglichkeiten 
bestmöglich nachzukommen. Im Hinblick auf sog. Sternenkinder wäre aus Sicht der Koalition die 
Errichtung eines Sternenkinderfeldes wünschenswert, um den Familien in dieser schwersten Stunde 
kostenfrei einen Platz zum Trauern zu ermöglichen.  
 
Die Ertüchtigung der Trauerhalle in Langen-Bergheim ist ein Wunsch der Bürgerinnen und Bürger der 
vielfach geäußert wurde. Ebenso verhält es sich mit dem Wunsch nach einer zusätzlichen 
Wasserentnahmestelle am (neuen) Friedhof Marköbel sowie der Notwendigkeit von generell breiteren 
Gehwegen zwischen den Urnengräbern. Bei den Baumbestattungen ist vor der Umsetzung die 
Machbarkeit zu prüfen. Das Vorhalten von kleinen Handwagen erleichtert die Pflege der Gräber für die 
Bürgerinnen und Bürger, bspw. beim Transport von Blumenerde.  
 


Mit freundlichen Grüßen 


       
Antje Schöny        Alexander Kovacsek 
Fraktionsvorsitzende       Fraktionsvorsitzender 








Die Vorsitzende der Gemeindevertretung 
Ursula Dietzel       
 
Hammersbach, 04.12.2023 
Rathaus, Köbler Weg 44 
Telefon: 06185/180021  
 
Privat: An der Schafwiese 8 
Telefon: 06185/1244 
 


Einladung 
 


zur 20. öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung am 


Dienstag, den 12.12.2023, 20.00 Uhr, 
Bürgertreff Hammersbach, Am Alten Friedhof 2 


 
Tagesordnung 


 
1.  Einwendungen gegen die Niederschrift über die 19. Gemeindevertretersitzung Hammersbach am 


17.10.2023 
 
2.  Beschluss über einen Vergleich zwischen der Gemeinde Hammersbach, dem Zweckverband 


Interkommunales Gewerbegebiet LIMES, der Dietz Logistik 34. Grundbesitz GmbH und der Dietz 
Logistik 41. Grundbesitz GmbH im Normenkontrollverfahren  
Antrag Bürgermeister Michael Göllner  


 
3.  Forstwirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2024 


Antrag Gemeindevorstand 
 
4.  Gesamtabschluss 2019-2021 


Antrag Gemeindevorstand  
 
5.  Kooperationsvertrag IKZ Altablagerungen und Altstandorte  


Antrag Gemeindevorstand 
 
6.  Ausübung des gesetzlichen Vorkaufsrechts  


Antrag Gemeindevorstand  
 
7.  Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; Kapitalerhöhung  


Antrag Gemeindevorstand  
 
8.  Baumbestattungen auf den Friedhöfen ermöglichen  


Antrag SPD-Fraktion  
 
9.  Fortentwicklung der Friedhöfe in beiden Ortsteilen 


Antrag Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
10.  Plakatwände für Vereine zur Verfügung stellen 


Antrag SPD-Fraktion   
 
11.  Berichterstattungen aus den Ausschüssen 
 
12.  Mitteilungen des Gemeindevorstandes 
 
13.  Anfragen 
 
gez. Ursula Dietzel 
Gemeindevertretervorsitzende   
  
f.d.R.  





